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Allgemeine Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer  
 
für Fabriken und gewerbliche Anlagen (ASF) 
 
Aufgestellt vom Verband der Sachversicherer e.V. gemeinsam mit dem Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. Neben den gesetzlichen und 
behördlichen gelten die folgenden vereinbarten Sicherheitsvorschriften.  
Diese Sicherheitsvorschriften sind allen Aufsichtsführenden bekannt zu geben. Die ”Brandverhütungsvorschriften für Fabriken und gewerbliche 
Anlagen” (Auszug aus diesen Sicherheitsvorschriften) sind in den Betriebsstätten auszuhängen und allen Mitarbeitern bekannt zu geben. Sofern im 
Betrieb Mitarbeiter beschäftigt werden, die der deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig sind, müssen die vorgenannten Vorschriften ausführlich 
auch in einer für diese Personen verständlichen Form bekannt gemacht werden.  
Nach § 7 der Allgemeinen Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB) kann der Versicherungsschutz beeinträchtigt werden, wenn 
Sicherheitsvorschriften nicht eingehalten werden. Diese Regelung gilt auch für andere, vertraglich vereinbarte Allgemeine 
Vertragsbedingungen (AVB) mit Feuerdeckung. 
 

1.  Feuerschutzabschlüsse  

1.1  Feuerschutzabschlüsse müssen als solche erkennbar und bauaufsichtlich zugelassen sein.  
1.2  Selbstschlie8ende Feuerschutzabschlüsse dürfen nicht (z. B. durch Verkeilen oder Festbinden) blockiert werden. 
1.3  Müssen Abschlüsse während der Arbeitszeit offen- gehalten werden, so dürfen nur bauaufsichtlich zugelassene Feststellvorrichtungen 

benutzt werden, die im Brandfall selbsttätig auslösen. Diese Abschlüsse sind auf jeden Fall nach Arbeitsende zu schließen. 
1.4  Durch Wartung ist die ständige Funktionsbereitschaft sicherzustellen. 
 

2  Elektrische Anlagen 

Elektrische Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Elektrotechnik (Bestimmungen des Verbandes Deutscher Elektrotechniker - VDE 
-) nur von Fachkräften oder unterwiesenen Personen zu errichten und zu betreiben. 

 

3  Rauchen und offenes Feuer  

3.1  In feuer- und/oder explosionsgefährdeten Räumen und Bereichen sowie in Garagen und Kfz-Werkstätten ist Rauchen und Umgang mit Feuer 
oder offenem Licht verboten. In explosionsgefährdeten Räumen und Bereichen dürfen außerdem funkenbildende Geräte, Werkzeuge und 
nichtexplosionsgeschützte Elektrogeräte nicht verwendet werden. In feuer- und/oder explosionsgefährdeten Räumen und an den 
Außenseiten ihrer Zugangstüren ist auf die besonderen Gefahren und das Verbot durch deutlich sichtbaren Anschlag hinzuweisen. 
Feuergefährdet sind Bereiche, in denen größere Mengen leicht entflammbarer fester, flüssiger oder gasförmiger Stoffe vorhanden sind. 
Explosionsgefährdet sind Bereiche, in denen sich mit der Luft explosionsfähige Dampf-, Gas- oder Staubgemische bilden können. 

3.2  Für lediglich feuergefährdete Betriebsstätten sind besondere Raucherzonen zulässig, soweit sie durch betriebliche Maßnahmen hinreichend 
von leichtentflammbarem Material getrennt und deutlich gegen die Umgebung abgesichert sind. Geeignete Aschenbehälter, Löschmittel und 
Warnschilder sind in ausreichender Zahl aufzustellen. 

 

4  Feuerarbeiten  

4.1  Schweiß-, Schneid-, Schleif- und Aufheizarbeiten dürfen nur von solchen Personen ausgeführt werden, die mit diesen Arbeiten vertraut sind. 
4.2  Außerhalb ständiger, hierfür vorgesehener Arbeitsplätze sind diese Arbeiten nur mit schriftlicher Genehmigung (Schwei8erlaubnisschein) der 

Betriebsleitung oder der von ihr beauftragten Person zulässig. Dieser Schein muss genaue Angaben über die zu treffenden 
Schutzmaßnahmen enthalten. 

 

5  Feuerstätten, Heizeinrichtungen, wärmeführende Rohrleitungen, Trocknungsanlagen  

5.1  Die für Errichtung und Betrieb von Feuerstätten, Heizeinrichtungen und Trocknungsanlagen geltenden Vorschriften der Bauordnung und der 
Heizraumrichtlinien sind zu beachten, ebenso sonstige Sicherheitsvorschriften, Normen und Bestimmungen. Feuerstätten (einschlie8lich 
Schornsteine und Ofenrohre) und Heizeinrichtungen müssen im Umkreis von mindestens 2 m von brennbaren Stoffen freigehalten werden. 
Hiervon sind ausgenommen Heizeinrichtungen, bei denen die Oberflächentemperatur oder die austretende Warmluft 120’ C nicht übersteigt. 
Benzin, Petroleum, Spiritus und Lackreste oder ähnliches dürfen nicht als Feuerungsmaterial verwendet werden. 
Heiße Schlacke und Asche müssen in dafür vorgesehenen feuerbeständig abgetrennten Gruben oder Räumen oder im Freien mit sicherem 
Abstand gelagert werden. 
Behelfsmäßige Feuerstätten, elektrische Heiz- und Kochgeräte sowie Tauchsieder dürfen nur mit Zustimmung der Betriebsleitung benutzt 
werden. 

5.2  Wärmeführende Rohrleitungen, an denen sich brennbare Stoffe entzünden können, sind zu sichern. Die Sicherung kann durch geeignete 
Isolierung, Abweisgitter, Schürzen oder ähnliches erfolgen. 

 

6  Brennbare feste Stoffe, Flüssigkeiten und Gase  

6.1  Für Verwendung und Lagerung von festen Stoffen, die leichtentflammbar, selbstentzündlich oder explosionsfähig sind oder im Brandfall 
korrosive Gase abspalten, sowie beim Umgang mit brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sind die besonderen Vorschriften zu beachten. 

6.2  In den Betriebsräumen dürfen höchstens die für den Fortgang der Arbeit nötigen Mengen brennbarer Flüssigkeiten und Gase (jedoch nicht 
mehr als der Tagesbedarf) aufbewahrt werden. Betriebsbedingte Ausnahmen bedürfen der besonderen Vereinbarung. 

6.3  Brennbare Flüssigkeiten sind in sicheren Gefäßen aufzubewahren. Sie dürfen nicht in Ausgüsse oder Abwässerkanäle geschüttet werden. 
 

7  Verpackungsmaterial  

7.1  In den Packräumen darf leichtentflammbares’) Verpackungsmaterial höchstens in der Menge eines Tagesbedarfs vorhanden sein. 
Betriebsbedingte Ausnahmen bedürfen der besonderen Vereinbarung. Zerkleinertes Material dieser Art (Füllstoffe) ist in nichtbrennbaren 
Behältern mit dicht schließendem Deckel aufzubewahren.  

7.2  Sonst ist derartiges Verpackungsmaterial in eigenen, feuerbeständig abgetrennten Räumen oder im Freien mit sicherem Abstand zu lagern. 
7.3  Packräume und Lagerräume für Verpackungsmaterial dürfen nicht direkt (z. B. durch Öfen, Strahler, ölbefeuerte Lufterhitzer) beheizt werden. 
 

8  Abfälle  

8.1  Brennbare Abfälle sind mindestens täglich bei Schlu8 der Arbeit oder bei Schichtwechsel aus den Arbeitsräumen zu entfernen. Sie sind im 
Freien mit sicherem Abstand oder in feuerbeständig abgetrennten Räumen zu lagern.  

8.2  Ölige, fettige oder mit brennbaren Flüssigkeiten getränkte Putzwolle, Lappen und dergleichen dürfen nur in nichtbrennbaren Behältern mit 
dicht schließendem Deckel - keinesfalls in der Arbeitskleidung - aufbewahrt werden. 

8.3  Zigarettenasche und sonstige Abfälle, die noch Glut enthalten können, sind getrennt von anderen brennbaren Abfällen in geeigneten 
Aschenbehältern aufzubewahren. 
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8.4  Staub ist mindestens innerhalb der vorgeschrieben Fristen aus den Anlagen und den Arbeitsräumen zu entfernen. 
 

9  Feuerlöscheinrichtungen  

9.1  In jedem Betrieb müssen Feuerlöscheinrichtungen vorhanden sein, die den besonderen Betriebsgefahren entsprechen. Diese Einrichtungen 
müssen regelmäßig gewartet werden. 

9.2  Feuerlöscher müssen amtlich geprüft und zugelassen sein und in ausreichender Anzahl an gut sichtbarer und stets leicht zugänglicher Stelle 
angebracht sein. 

9.3  Eine ausreichende Anzahl von Betriebsangehörigen ist in der Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen zu unterweisen. 
9.4  Es ist eine Brandschutz- und Feuerlöschordnung aufzustellen und auszuhängen. 
9.5  Jede Benutzung von Feuerlöscheinrichtungen ist der Betriebsleitung sofort zu melden. Die Feuerlöscheinrichtungen sind nach der Benutzung 

unverzüglich wieder betriebsbereit zu machen. Missbräuchliche Benutzung ist verboten. 
 

10  Kontrolle nach Arbeitsschluss  

Nach Arbeitsschluss hat eine der Betriebsleitung verantwortliche Person die Betriebsräume auf gefahrdrohende Umstände zu kontrollieren. 
Es ist besonders zu prüfen, dass 

alle Feuerschutzabschlüsse geschlossen, 

alle nicht benötigten elektrischen Anlagen ausgeschaltet, 

an Stellen, an denen Reparaturarbeiten vorgenommen wurden, keine Brandgefahr vorhanden, 

die Abfälle ordnungsgemäß beseitigt und 

die Feuerstätten und Heizeinrichtungen gegen Brandausbruch gesichert sind. 

 
1) Als leichtentflammbar gelten Stoffe, die z. B. durch die Flamme eines Streichholzes entflammen und ohne zusätzliche Wärmezufuhr selbständig und 
rasch abbrennen, z. B. in loser Form Papier, Stroh, Ried, Heu, Holzwolle, Pflanzenfaserstoffe sowie Holz und Holzwerkstoffe bis zu 2 mm Dicke und 
brennbare Stoffe in fein zerteilter Form sowie Baustoffe nach DIN 4102 der Klasse B 3. 
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1. Neubauklausel 

Bei Ausführung von Neubauten oder bei Durchführung von baulichen Veränderungen auf dem Versicherungsgrundstück gelten die neuen 
Gebäude ohne weiteres als Versicherungsort; der Versicherungsnehmer soll aber von den eingetretenen baulichen Veränderungen 
spätestens nach deren Fertigstellung der direkt Assekuranz Service GmbH Mitteilung machen. Die Bestimmungen des § 16 AB-MFH-direkt 
werden hierdurch nicht berührt. 

 

2. Selbstbehalt 

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 63 VVG und Ersatz für 
sonstige versicherte Kosten wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
 

3. Schadenregulierung durch Beiratsverfahren 

Bei Schadenfällen, die unter Hinzuziehung eines Sachverständigen als Beirat festgestellt werden, wird der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer die Gutachten bzw. gemeinsamen Verhandlungsniederschriften auf Anforderung kostenlos überlassen. 
 

4. Repräsentanteneigenschaft 

Schließt der Versicherungsnehmer im Rahmen seines Gewerbes laufend eine Vielzahl von Miet- oder Pachtverträgen ab, so sind die Mieter 
oder Pächter nicht Repräsentanten des Versicherungsnehmers. 
 
Als gesetzliche Vertreter stehen dem Versicherungsnehmer gleich: bei 
a) Aktiengesellschaften - die Mitglieder des Vorstandes 
b) Gesellschaften mit beschränkter Haftung - die Geschäftsführer 
c) Kommanditgesellschaften - die Komplementäre 
d) offene Handelsgesellschaften - die Gesellschafter 
e) Einzelfirmen - die Inhaber 
f) andere Rechtsformen (z.B. Genossenschaften, Vereinen, juristische Personen des öffentlichen Rechts) - die nach den gesetzlichen 

Vorschriften berufenen Vertretungsorgane 
 

Abgrenzung von ehemaligem öffentlichen Recht 

Soweit nicht anders vereinbart, sind Gebäude, die aufgrund eines ehemaligen landesrechtlichen Monopol- oder Zwangsversicherungsrechts 
anderweitig versichert wurden (einschließlich etwaiger mitversicherter Zugehörungen und sonstiger Gegenstände), vom Versicherungsschutz 
dieses Vertrages ausgeschlossen. Dies gilt nur für die Gefahren, auf die sich das Monopol- oder Zwangsversicherungsrecht bezogen hat. 

 
Erweiterte versicherte Sachen und Kosten zu den MFH-direkt: 
 

A) Schäden an Außenanlagen 

Der Versicherer ersetzt auch Schäden an Außenanlagen (z.B. Einfriedungen, Gehsteig- und Hofbefestigungen, Parkplatzflächen etc. nicht 
jedoch Grundstücksbepflanzungen) auf dem Versicherungsgrundstück infolge eines Versicherungsfalles, soweit der Versicherungsnehmer 
dafür die Gefahr trägt und das Gebäude durch diesen Vertrag versichert ist. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500.000 EUR begrenzt. 

 
 

B) Belohnung für Feuerlöschkräfte 

Bei der Mitversicherung von Feuerlöschkosten werden im Versicherungsfall auch Belohnungen in angemessener Höhe ersetzt, die der 
Versicherungsnehmer, ohne dazu rechtlich verpflichtet zu sein, an eigene oder fremde Feuerlöschkräfte, welche sich bei der 
Brandbekämpfung tatkräftig eingesetzt haben, zahlt. Eine vorherige Absprache mit dem Versicherer ist jedoch erforderlich. 

 

C)   Versicherter Mietverlust 

1. Bis zu der hierfür vereinbarten Entschädigungsgrenze ist Mietverlust ist für die in den Einzelversicherungsscheinen bezeichneten 
Gebäude versichert.  

 
2. Versicherter Mietverlust ist 
 

a) der Mietausfall, der dadurch entsteht, dass ein Mieter von Räumen des versicherten Gebäudes infolge eines Versicherungsfalls in 
der Gebäudeversicherung Kraft Gesetzes oder nach dem Mietvertrag berechtigt ist, die Zahlung der Miete ganz oder teilweise zu 
verweigern, 

 
b) der Nutzungsausfall in Höhe des ortsüblichen Mietwerts der Räume, die der Versicherungsnehmer selbst nutzt oder unentgeltlich 

Dritten überlassen hat und die infolge Versicherungsfalls in der Gebäudeversicherung unbenutzbar geworden sind, falls dem 
Versicherungsnehmer die Beschränkung auf etwa benutzbar gebliebene Räume nicht zugemutet werden kann, 

 
c) etwaige fortlaufende Mietnebenkosten. 

 
Als Mietnebenkosten gelten neben der Grundsteuer, die Kosten 

 

 der Wasserversorgung und Entwässerung, 
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 des Betriebes der zentralen Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlage, 

 des maschinellen Personenaufzuges, 

 der Straßenreinigung und Müllabfuhr, 

 der Hausreinigung und Ungezieferbekämpfung, 

 der Gartenpflege, 

 der Beleuchtung der dem allgemeinen Gebrauch dienenden Gebäudeteile (z.B. Treppenhäuser, Gemeinschafts-, Keller- und 
Bodenräume etc.) 

 der Schornsteinreinigung 

 der Sach- und Haftpflichtversicherung, soweit sie das versicherte Gebäude betreffen, 

 des Hauswarts 

 der Gemeinschafts- Antennenanlage sowie der maschinellen Gemeinschafts-Wascheinrichtungen. 
 

3. Für Gebäude oder Räume, die zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles nicht vermietet waren, wird Mietausfall ersetzt, sofern 
Vermietung zu einem späteren, in der Wiederherstellungszeit liegenden Termin nachgewiesen wird. 

 
4. Mietverlust wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Gebäude oder die Räume wieder benutzbar sind, höchstens jedoch für 24 

Monate seit Eintritt des Versicherungsfalls. Entschädigung wird nur geleistet, wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit der 
Wiederherstellung nicht schuldhaft verzögert. 

 
5. Mietverlust wird nur ersetzt, wenn nicht aus einer anderen Versicherung, insbesondere einer Betriebsunterbrechungsversicherung des 

Mieters, hierfür Ersatz verlangt werden kann 
 

Zusätzliche Ausschlüsse 

 

Ausschluss von Kontaminations- und Sprengstoffschäden infolge Terrorismus 

Im Rahmen dieses Vertrages besteht ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Deckung für alle direkt und indirekt entstandenen 
Schäden, Verluste, Kosten und Aufwendungen, die sich ergeben aus 
 

 biologischer und / oder chemischer Kontamination und / oder 

 Raketen, Bomben, Granaten, Sprengstoff 
 
Infolge jeglicher Art von Terrorakten. 
 
Unter dem Begriff Terrorakt im Sinne dieser Klausel ist eine zu politischen, religiösen, ideologischen oder ethnischen Zwecken oder aus 
solchen Gründen verübte oder angedrohte Gewaltanwendung durch eine Person oder eine Gruppe(n) von Personen zu verstehen, die im 
eigenen Namen, im Auftrag oder im Zusammenhang mit einer Organisation/-en oder Regierung/-en handelst/-en in der Absicht, Einfluss auf 
eine Regierung zu nehmen und / oder die Öffentlichkeit bzw. einen Teil der Öffentlichkeit in Angst und Schrecken zu versetzen. 
 
Kontamination im Sinne dieser Klausel bedeutet Verseuchung, Vergiftung, Verhinderung und / oder Einschränkung der Nutzung von Sachen 
durch die Wirkung chemischer und /oder biologischer Substanzen. 
 
Soweit der Versicherer sich darauf beruft, dass aufgrund dieses Ausschlusses keine Deckung im Rahmen dieses Vertrages für Verluste, 
Schäden, Kosten oder Aufwendungen besteht, obliegt es dem Versicherungsnehmer, das Gegenteil zu beweisen. 

 
 
Versicherungswert 
 
 

Wertzuschlag mit Einschluss von Bestandserhöhungen 

1. Die Versicherungssummen für Positionen, zu denen dies besonders vereinbart ist, werden gebildet aus den Werten der versicherten 
Sachen auf der Preisbasis des Jahres 1980 (Grundsumme) und den Wertzuschlägen für Preissteigerungen. 

 
2. Der Versicherungsnehmer überprüft zu Beginn jedes Versicherungsjahres die Wertzuschläge. Veränderungen gelten rückwirkend vom 

Beginn des Versicherungsjahres an, wenn sie innerhalb der ersten drei Monate des Versicherungsjahres beantragt wurden. 
 

Solange kein Antrag gemäß Abs. 1 Satz 2 gestellt ist, gilt hilfsweise folgende Regelung: 
 

Die Wertzuschläge verändern sich ab Beginn jedes Versicherungsjahres um die Prozentpunkte, um die sich der Preisindex für 
gewerbliche Betriebsgebäude aus der Fachserie 17, Reihe 4, und der Index für gewerbliche Arbeitsmaschinen aus der Fachserie 17, 
Reihe 2, gegenüber dem Vorjahr verändert haben. 

 
3. Soweit sie angewendet werden, sind für Nr. 2 die vom Statistischen Bundesamt vor Beginn des Versicherungsjahres zuletzt 

veröffentlichen Preisindizes maßgebend. 
 
4. Nachversicherungen von Bestandserhöhungen gelten rückwirkend, wenn sie innerhalb von drei Monaten beantragt wurden. 
 
5. Der Versicherer haftet bis zur Grundsumme zuzüglich doppeltem Wertzuschlag, sofern der Gesamtbetrag aus Grundsumme und 

Wertzuschlag bei Beginn des Versicherungsjahres ausreichend war und Bestandserhöhungen rechtzeitig ausreichend nachversichert 
worden sind. Grundsumme und Wertzuschlag gelten als richtig bemessen, wenn sie durch eine dem Versicherer eingereichte 
Schätzung eines Sachverständigen festgesetzt worden sind. 
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Falls diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, haftet der Versicherer für den Schaden nur im Verhältnis der Versicherungssumme im 
Zeitpunkt ihrer gemäß Nr. 2 und Nr. 4 letztmalig erforderlichen Festsetzung zum Versicherungswert am gleichen Tag. 

 
6. Die Vertragsparteien können die vorstehenden Vereinbarungen durch Kündigung mit sechswöchiger Frist außer Kraft setzen. 

 

Anmerkung zur vorstehenden Klausel 

Abweichend von Absatz 2 dieser Bestimmung gelten die Wertzuschläge, des Sachverständigen Architekt Franz, Düsseldorf 
zum Stichtag 01.01 eines jeden Jahres. Bei Veränderungen erhält der Versicherungsnehmer ohne besonderen Antrag einen 
Nachtrag. Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung widersprechen. Der Vertrag läuft dann ohne die Vereinbarungen 
der Wertzuschlagsklausel weiter. 

 

Unterversicherungsverzicht 

§ 56 VVG und die Bestimmungen über Unterversicherung in den dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
sind nicht anzuwenden, wenn die Unterversicherung der vom Schaden betroffenen Position 10% der Versicherungssumme, maximal 500.000 
EUR nicht übersteigt. 
 

Gefahrumstände, Gefahrerhöhung, Obliegenheiten 

 

Erweiterte Anerkennung 

Die Versicherer erkennen an, dass ihnen bei Abschluss des Vertrages alle Umstände bekannt waren, die für die Beurteilung des jeweiligen 
Risikos erheblich sind, es sei denn, dass irgendwelche Umstände arglistig verschwiegen wurden. Die Verpflichtung des 
Versicherungsnehmers, nachträglich eingetretene Gefahrerhöhungen gemäß § 27 VVG anzuzeigen, bleibt unberührt. 
 

Abweichungen von Sicherheitsvorschriften 

Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenossenschaft schriftlich zugestimmt hat, 
beeinträchtigen die Entschädigungspflicht nicht. 
 

Elektrische Anlagen 

1. Der Versicherungsnehmer hat die elektrischen Anlagen jährlich, und zwar möglichst innerhalb der ersten drei Monate eines jeden 
Versicherungsjahres, auf seine Kosten durch eine von der VdS Schadenverhütung GmbH anerkannten Überwachungsstelle prüfen 
und sich ein Zeugnis darüber ausstellen zu lassen. In dem Zeugnis muss eine Frist gesetzt sein, innerhalb derer Mängel beseitigt und 
Abweichungen von den anerkannten Regeln der Elektrotechnik, insbesondere von den einschlägigen VDE-Bestimmungen, sowie 
Abweichungen von den Sicherheitsvorschriften, die dem Vertrag zugrunde liegen, abgestellt werden müssen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur fristgerechten Beseitigung/Abhilfe verpflichtet. 

 
2. Werden elektrische Anlagen alljährlich im Auftrag einer Behörde durch Fach-(Elektro-) Ingenieure oder durch einen sachverständigen 

Fachbetrieb (Elektromeister oder TÜV) geprüft, so ist durch deren Prüfung auch den Bestimmungen von Nr. 1 genügt. 
 
3. Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 und 2 ergeben sich aus §§ 16, 17 16 AB-MFH-direkt. 
 
4. Falls bei einer Prüfung gemäß Nr. 1 keine erheblichen Mängel/Abweichungen festgestellt werden, die eine erhöhte Brandgefahr 

darstellen, verzichtet der Versicherer auf die nächstfällige Prüfung. 
 
5. Vorstehende Bestimmungen gelten nicht für Schwachstromanlagen bis 65 Volt und nicht für Hochspannungsanlagen ab 1000 Volt. 

 

Prüfung von elektrischen Anlagen 

Abweichend von der Vereinbarung "Elektrische Anlagen" gilt vereinbart, dass die elektrische Licht- und Kraftanlage alle zwei Jahre prüfen zu 
lassen ist, und zwar möglichst innerhalb der ersten 3 Monate jedes 2. Versicherungsjahres. 
 

Nichtanwendung von Sicherheitsvorschriften 

1. Auf Gebäude, die nur Wohn-, Büro- oder Sozialzwecken dienen, sind die Vereinbarung "Elektrische Anlagen" und die vereinbarten 
sonstigen Sicherheitsvorschriften nicht anzuwenden. 

 
Dies gilt nicht, wenn sich in den Gebäuden elektronische Datenverarbeitungsanlagen befinden. 
 
2. Nr. 1 gilt entsprechend für einzelne Räume, die nur Wohn-, Büro- oder Sozialzwecken dienen und von den übrigen Teilen des 

Gebäudes feuerbeständig getrennt sind. 
 
Dies gilt nicht, wenn sich in den Räumen elektronische Datenverarbeitungsanlagen befinden. 
 

Anmerkungen und Ergänzungen zu den angehefteten "Allgemeinen Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer für 
Fabriken und gewerbliche Anlagen" (ASF): 

a) Zu Ziffer 6.2 
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Über den Tagesbedarf hinausgehende Vorräte sind gestattet, soweit es die betrieblichen Notwendigkeiten erfordern und gesetzliche 
und behördliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. 

 
 

b) Zu Ziffer 7.1 
 

Sind größere Mengen vorhanden, so beeinträchtigt dies den Versicherungsschutz nicht, sofern gewerbe- und feuerpolizeiliche 
Vorschriften dem nicht entgegenstehen. 

 
c) Für Gebäude, die nur Büro- und Wohnzwecken dienen und für Versicherungsorte, auf die der Versicherungsnehmer aufgrund von 

Miet-, Pacht-, Leasing- und ähnliche Verträge keinen Einfluss auf die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften hat, finden die ASF und 
die darin erwähnten ergänzenden Vorschriften keine Anwendung. 

 

Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften 

Vorübergehende Abweichungen von Sicherheits- und Betriebsvorschriften bei Bau-, Umbau- und Reparaturarbeiten auf dem 
Versicherungsgrundstück gelten, soweit sie durch zwingende technische Gründe veranlasst sind und bei ihrer Durchführung die gebotene 
erhöhte Sorgfalt beobachtet wird, nicht als Verstoß gegen § 17 16 AB-MFH-direkt, und wenn derartige Abweichungen gleichzeitig eine 
Gefahrerhöhung darstellen, auch nicht als Verstoß gegen § 16 16 AB-MFH-direkt 

Abweichungen über eine Dauer von 4 Monaten gelten nicht mehr als vorübergehend. 

 

Brandschutzanlagen 

1. Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude, Räume oder Einrichtungen sind mit einer ebenfalls im Versicherungsvertrag 
bezeichneten und von der VdS Schadenverhütungs GmbH -VdS- anerkannten Brandschutzanlage ausgestattet. Brandschutzanlagen 
sind insbesondere 

 
a) Brandmeldeanlagen; 
b) Brandmeldeanlagen mit erhöhter Zuverlässigkeit; 
c) Sprinkleranlagen; 
d) Sprühwasser-Löschanlagen; 
e) Löschanlagen mit gasförmigen Löschmitteln; 
f) Schaum-Löschanlagen; 
g) Pulver-Löschanlagen; 
h) Rauch- und Wärmeabzugsanlagen; 
i) Funkenerkennungs-, Funkenausscheidungs- und Funkenlöschanlagen. 

 
2. Anlagen gemäß Nr. 1 a oder Nr. 1 h sind dem Versicherer durch ein Installationsattest angezeigt, das dem Mustervordruck des VdS 

entspricht. Anlagen gemäß Nr. 1 b bis Nr. 1 g und Nr. 1 i sind durch die Technische Prüfstelle des VdS abgenommen und dem 
Versicherer durch ein Abnahmezeugnis angezeigt. 

 
3. Der Versicherungsnehmer hat auf seine Kosten 

 
a) die baulichen und betrieblichen Gegebenheiten, von denen die Wirksamkeit der Anlage abhängt, stets in einem den Richtlinien 

des VdS entsprechenden Zustand zu erhalten; 
 
b) die Anlage stets in gutem und funktionstüchtigem Zustand zu erhalten und zu betreiben sowie die Bedienungsanleitungen zu 

beachten; 
 
c) bei Störungen der Anlage darauf zu achten, dass nur der defekte Anlageteil außer Betrieb genommen wird; 
d) für die Dauer von Störungen oder Außerbetriebnahmen der Anlage geeignete Vorsichtsmaßnahmen zu treffen; 
 
e) Störungen oder Außerbetriebnahmen von Anlagen gemäß Nr. 1 c bis Nr. 1 g und Nr. 1 i unverzüglich der direkt Assekuranz 

Service GmbH anzuzeigen; 
 
f) Störungen der Anlage unverzüglich durch eine vom VdS anerkannte Fachfirma beseitigen zu lassen, auch wenn die Anlage nur 

teilweise funktionsuntüchtig ist; 
 
g) Änderungen an der Anlage nur durch eine vom VdS anerkannte Fachfirma vornehmen zu lassen; 

 
h) ein Betriebsbuch (Kontrollbuch) nach VdS-Mustervordruck zu führen; 
 
i) dem Versicherer auf dessen Kosten jederzeit die Überprüfung der Anlage durch den VdS zu gestatten. 

 
4. Der Versicherungsnehmer hat ferner auf seine Kosten 
 

a) Anlagen gemäß Nr. 1 a und Nr. 1 b vierteljährlich sowie Anlagen gemäß Nr. 1 h halbjährlich und außerdem nach jeder Änderung 
der Anlagen durch eine Fachkraft inspizieren und die dabei festgestellten Mängel unverzüglich durch eine vom VdS anerkannte 
Fachfirma beseitigen zu lassen; als Fachkraft für Brandmeldeanlagen gilt nur, wer aufgrund seiner Ausbildung, Kenntnisse und 
Erfahrungen sowie seiner Kenntnis der einschlägigen Bestimmungen die ihm übertragenen Arbeiten beurteilen und mögliche 
Gefahren erkennen kann; 

 
b) Anlagen gemäß Nr. 1 a, 1 b und 1 h mindestens einmal jährlich durch eine vom VdS anerkannte Fachfirma warten zu lassen; 
 



Besondere Bedingungen, Klauseln und Erläuterungen zur  

Gebäudeversicherung    –  MFH-direkt 

BB MFH - direkt Stand 06/2013 Seite 5 von 5 

c) Anlagen gemäß Nr. 1 c mindestens einmal in jedem Kalenderhalbjahr, Anlagen gemäß Nr. 1 d bis Nr. 1 g und Nr. 1 i mindestens 
einmal in jedem Kalenderjahr sowie Anlagen gemäß Nr. 1 b mindestens alle drei Jahre durch die Technische Prüfstelle prüfen und 
etwaige Mängel unverzüglich abzustellen oder beseitigen zu lassen; die Erfüllung dieser Obliegenheiten ist dem Versicherer durch 
ein Prüfzeugnis nachzuweisen.  

 
Bei Anlagen gemäß Nr. 1 c, für die ein Brandbekämpfungs-Rabatt von mindestens 40% gewährt wird, kann auf die nächstfällige 
Prüfung verzichtet werden, wenn aufgrund der beiden unmittelbar vorausgegangenen Prüfungen der Brandbekämpfungs-Rabatt 
nicht gekürzt wurde. Dies gilt nicht, wenn Gesetze, Verordnungen oder behördliche Vorschriften halbjährliche Prüfungen 
vorschreiben. 

 
5. Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten gemäß Nr. 3 und Nr. 4 ergeben sich aus §§ 16,17 16 AB-MFH-direkt. 
 
6. Dauert eine gemäß Nr. 3 e anzuzeigende Störung oder Außerbetriebnahme länger als drei Tage, so hat der Versicherungsnehmer 

zeitanteilig einen für die betroffene Anlage gewährten Prämienrabatt, mindestens jedoch den vereinbarten Anteil der Jahresprämie für 
die betroffenen Positionen, nachzuentrichten. Dies gilt nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall wegen dieser Störung 
oder Außerbetriebnahme gemäß Nr. 5 leistungsfrei geworden ist. 

 

Ergänzung zur vorstehenden Klausel Brandschutzanlagen 

In Ergänzung vorstehenden Klausel Brandschutzanlagen gilt zu den gesprinklerten Risiken der dem jeweiligen Vertrag zugrunde liegende 
Prämiensatz nur unter der Voraussetzung, dass der von der VdS Schadenverhütungs GmbH festgesetzte individuelle Sprinklerrabatt, der in 
den entsprechenden Einzelverträgen der Höhe nach (%-Satz) ausgewiesen ist, nicht verändert wird. Andernfalls ist eine 
Prämiensatzänderung erforderlich. 

 

Gefahrerhöhung - Versehensklausel 

1. Der Versicherungsnehmer wird sein Aufsichtspersonal zur laufenden Überwachung der Gefahrenverhältnisse auf dem 
Versicherungsgrundstück verpflichten und Gefahrerhöhung nach § 16 AB-GGS unverzüglich anzeigen. Dies gilt auch für 
Gefahrerhöhungen, die sich aus der Änderung bestehender oder der Aufnahme neuer Betriebszweige ergeben. Um etwa 
versehentlich nicht angezeigte oder bisher nicht bekannt gewesene Gefahrerhöhungen nachträglich feststellen zu können, wird der 
Versicherungsnehmer das versicherte Wagnis jährlich prüfen. 

 
2. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht, so bleibt gleichwohl die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung 

bestehen, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bleibt seine Verpflichtung hiernach 
bestehen, so gebührt ihm rückwirkend vom Tage der Gefahrerhöhung an die etwa erforderlich höhere Beitrag. 

 

Lockerung des Rauchverbotes 

Sofern der Versicherungsnehmer mit Zustimmung der zuständigen Behörde eine Lockerung des Rauchverbotes akzeptiert, erheben die 
Versicherer keine Einwände. 

 

Verzicht auf Ersatzansprüche 

1. Die Entschädigungspflicht bleibt unberührt, soweit der Versicherungsnehmer gegenüber Dritten Ersatzansprüche oder deren 
Sicherung dienende Rechte aufgibt oder im voraus auf sie verzichtet hat. 

 
2. Dies gilt jedoch nicht für Schäden, die vorsätzlich oder grob fahrlässig von Dritten oder von deren Repräsentanten, oder die vorsätzlich 

von sonstigen Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen der Dritten verursacht werden. 
 
3. Gegenüber Arbeitnehmern des Versicherungsnehmers verzichtet der Versicherer auf Regressansprüche, es sei denn, dass Vorsatz 

vorliegt. Den Arbeitnehmern sind Leiharbeitnehmer gleichgestellt. 

Bauhandwerkerklausel 

Werden bei Bauarbeiten auf dem Versicherungsgrundstück von den bauausführenden Handwerkern, deren Angestellten oder Arbeitern 
Sicherheitsvorschriften wider Wissen und Willen des Versicherungsnehmers verletzt, so ist dieser dafür nicht verantwortlich. 
 

Anlagen zur Erzeugung von Starkstrom 

1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die elektronische Starkstromanlage aufgrund der „Sicherheitsvorschriften für 
Starkstromanlagen bis 1000 Volt“ im Laufe eines jeden Jahres mindestens einmal nachprüfen zu lassen und die gefunden Mängel zu 
beseitigen. 

 
2. Die Rechtsfolgen von Verletzungen der Obliegenheiten gemäß Nr. 1 ergeben sich aus §§ 16, 17 16 AB-MFH-direkt. 

 

Verantwortlichkeit für Verstöße gegen Sicherheitsvorschriften 

1. Die Brandverhütungsvorschriften für Fabriken und gewerbliche Anlagen sind im Betrieb ordnungsgemäß bekanntzumachen. 
 
2. Ist dies geschehen, so ist der Versicherungsnehmer nicht verantwortlich für Verstöße gegen gesetzliche, behördliche und vertragliche 

Sicherheitsvorschriften, die ohne sein Wissen und ohne Wissen seiner gesetzlichen Vertreter oder Repräsentanten (§ 31 AB-MFH-
direkt) begangen werden. 



Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO) 

§ 5 VVG Abweichender Versicherungsschein 
(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag 

des Versicherungsnehmers oder den getroffenen 
Vereinbarungen ab, gilt die Abweichung als genehmigt, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt sind und der 
Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht. 

(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung 
des Versicherungsscheins darauf hinzuweisen, dass 
Abweichungen als genehmigt gelten, wenn der 
Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht. Auf 
jede Abweichung und die hiermit verbundenen Rechtsfolgen ist 
der Versicherungsnehmer durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein aufmerksam zu machen. 

(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht 
erfüllt, gilt der Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des 
Versicherungsnehmers geschlossen. 

(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf 
verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist 
unwirksam. 

 
§ 6 VVG Beratung des Versicherungsnehmers 
(1) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der 

Schwierigkeit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, der 
der Person des Versicherungsnehmers und dessen Situation 
hierfür Anlass besteht, nach seinen Wünschen und 
Bedürfnissen zu befragen und, auch unter Berücksichtigung 
eines angemessenen Verhältnisses zwischen 
Beratungsaufwand und der vom Versicherungsnehmer zu 
zahlenden Prämien, zu beraten sowie die Gründe für jeden zu 
einer bestimmten Versicherung erteilten Rat anzugeben. Er hat 
dies unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen 
Versicherungsvertrags zu dokumentieren. 

(2) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den erteilten 
Rat und die Gründe hierfür klar und verständlich vor dem 
Abschluss des Vertrags in Textform zu übermitteln. Die 
Angaben dürfen mündlich übermittelt werden, wenn der 
Versicherungsnehmer dies wünscht oder wenn und soweit der 
Versicherer vorläufige Deckung gewährt. In diesen Fällen sind 
die Angaben unverzüglich nach Vertragsschluss dem 
Versicherungsnehmer in Textform zu übermitteln; dies gilt nicht, 
wenn ein Vertrag nicht zustande kommt und für Verträge über 
vorläufige Deckung bei Pflichtversicherungen. 

(3) Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung und 
Dokumentation nach Absatz 1 und 2 durch eine gesonderte 
schriftliche Erklärung verzichten, in der er vom Versicherer 
ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass sich ein Verzicht 
nachteilig auf seine Möglichkeit auswirken kann, gegen den 
Versicherer einen Schadensersatzanspruch nach Absatz 5 
geltend zu machen. 

(4) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 besteht auch nach 
Vertragsschluss während der Dauer des 
Versicherungsverhältnisses, soweit für den Versicherer ein 
Anlass für eine Nachfrage und Beratung des 
Versicherungsnehmers erkennbar ist. Der 
Versicherungsnehmer kann im Einzellfall auf eine Beratung 
durch schriftliche Erklärung verzichten. 

(5) Verletzt der Versicherer eine Verpflichtung nach den Absätzen 
1, 2 oder 4, ist er dem Versicherungsnehmer zum Ersatz des 
hierdurch entstehenden Schadens verpflichtet. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Versicherungsverträge über ein 
Großrisiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz nicht 
anzuwenden, ferner dann nicht, wenn der Vertrag mit dem 
Versicherungsnehmer von einem Versicherungsmakler 
vermittelt wird oder wenn es sich um einen Vertrag im 
Fernabsatz im Sinn des § 312 b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs handelt. 

 
§ 7 VVG Information des Versicherungsnehmers 
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer rechtzeitig vor 

Abgabe von dessen Vertragserklärung seine 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen sowie die in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Informationen in 
Textform mitzuteilen. Die Mitteilungen sind in einer dem 
eingesetzten Kommunikationsmittel entsprechenden Weise klar 
und verständlich zu übermitteln. Wird der Vertrag auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers telefonisch oder unter Verwendung 

eines anderen Kommunikationsmittels geschlossen, das die 
Information in Textform vor der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers nicht gestattet, muss die Information 
unverzüglich nach Vertragsschluss nachgeholt werden; dies gilt 
auch, wenn der Versicherungsnehmer durch eine gesonderte 
schriftliche Erklärung auf eine Information vor Abgabe seiner 
Vertragserklärung ausdrücklich verzichtet. 

(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zum Zweck einer 
umfassenden Information des Versicherungsnehmers 
festzulegen, 
1. welche Einzelheiten des Vertrags, insbesondere zum 

Versicherer, zur angebotenen Leistung und zu den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie zum 
Bestehen eines Widerrufsrechts, dem 
Versicherungsnehmer mitzuteilen sind, 

2. welche weiteren Informationen dem Versicherungsnehmer 
bei der Lebensversicherung insbesondere über die zu 
erwartenden Leistungen, ihre Ermittlung und Berechnung, 
über eine Modellrechnung sowie über die Abschluss- und 
Vertriebskosten, soweit eine Verrechnung mit Prämien 
erfolgt, und über sonstige Kosten mitzuteilen sind, 

3. welche weiteren Informationen bei der 
Krankenversicherung, insbesondere über die 
Prämienentwicklung und -gestaltung sowie die Abschluss- 
und Vertriebskosten, mitzuteilen sind, 

4. was dem Versicherungsnehmer mitzuteilen ist, wenn der 
Versicherer mit ihm telefonisch Kontakt aufgenommen hat 
und 

5. in welcher Art und Weise die Informationen zu erteilen 
sind. 
Bei der Festlegung der Mitteilungen nach Satz 1 sind die 
vorgeschriebenen Angaben nach der Richtlinie 
92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 
73/239/EWG und 88/357/EWG (ABl. EG Nr. L 228 S. 1), 
der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. September 2002 über den 
Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher 
und zur Änderung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates 
und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 
271 S. 16) sowie der Richtlinie 2002/83/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
November 2002 über Lebensversicherungen (ABl. EG Nr. 
L 345 S. 1) zu beachten. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ist ferner zu 
bestimmen, was der Versicherer während der Laufzeit des 
Vertrags in Textform mitteilen muss; dies gilt insbesondere bei 
Änderungen früherer Informationen, ferner bei der 
Krankenversicherung bei Prämienerhöhungen und hinsichtlich 
der Möglichkeit eines Tarifwechsels sowie bei der 
Lebensversicherung mit Überschussbeteiligung hinsichtlich der 
Entwicklung der Ansprüche des Versicherungsnehmers. 

(4) Der Versicherungsnehmer kann während der Laufzeit des 
Vertrags jederzeit vom Versicherer verlangen, dass ihm dieser 
die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen in einer Urkunde übermittelt; die 
Kosten für die erste Übermittlung hat der Versicherer zu tragen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Versicherungsverträge über ein 
Großrisiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz nicht 
anzuwenden. Ist bei einem solchen Vertrag der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, hat ihm der 
Versicherer vor Vertragsschluss das anwendbare Recht und die 
zuständige Aufsichtsbehörde in Textform mitzuteilen. 

 
§ 11 VVG Verlängerung, Kündigung 
(1)  Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen 

Versicherungsverhältnis im Voraus eine Verlängerung für den 
Fall vereinbart, dass das Versicherungsverhältnis nicht vor 
Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist die Verlängerung 
unwirksam, soweit sie sich jeweils auf mehr als ein Jahr 
erstreckt. 

(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit 
eingegangen, kann es von beiden Vertragsparteien nur für den 
Schluss der laufenden Versicherungsperiode gekündigt werden. 



Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO) 

Auf das Kündigungsrecht können sie einvernehmlich bis zur 
Dauer von zwei Jahren verzichten. 

(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; 
sie darf nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei 
Monate betragen. 

(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei 
Jahren geschlossen worden ist, kann vom 
Versicherungsnehmer zum Schluss des dritten oder jedes 
darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten gekündigt werden. 

 
§ 19 VVG Anzeigepflicht 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 

Vertragserklärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für 
den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und nach denen 
der Versicherer in Textform gefragt hat, dem Versicherer 
anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen 
im Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. 

(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der 
Versicherer das Recht, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. 

(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach 
Absatz 3 Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. Die anderen 
Bedingungen werden auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend, bei einer vom Versicherungsnehmer nicht zu 
vertretenden Pflichtverletzung ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. Die Rechte sind 
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine 
Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder 
schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der 
Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
dieses Recht hinzuweisen. 

 
§ 20 VVG Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der 
Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
§ 21 VVG Ausübung der Rechte des Versicherers 

(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der 
Ausübung seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des 
Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht 
bezieht sich auf einen Umstand, der weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet. 

(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt 
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt, beläuft sich die 
Frist auf zehn Jahre. 

 
§ 22 VVG Arglistige Täuschung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung über Gefahrumstände anzufechten bleibt unberührt. 
 
§ 23 VVG Gefahrerhöhung 
(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner 

Vertragserklärung ohne Einwilligung des Versicherers keine 
Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten. 

(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung 
dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers eine Gefahrerhöhung unabhängig von 
seinem Willen ein, hat er die Gefahrerhöhung, nachdem er von 
ihr Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen. 

 
§ 24 VVG Kündigung wegen Gefahrerhöhung 

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 
23 Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verletzt. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des 
Versicherers von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der 
Gefahrerhöhung bestanden hat. 

 
§ 25 VVG Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung 
(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem 

Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen für diese höhere Gefahr entsprechende 
Prämie verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes gilt § 24 Abs. 
3 entsprechend. 

(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der höheren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der 
Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
dieses Recht hinzuweisen. 

 
§ 26 VVG Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist 

der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 
vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, es sei denn, dem Versicherer war die 
Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bekannt. Er ist zur 
Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht 
nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz beruht; im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 Satz 2. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der 
Versicherer zur Leistung verpflichtet, 

1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war, oder 
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2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine 
Kündigung nicht erfolgt war. 

 
§ 27 VVG Unerhebliche Gefahrerhöhung 
Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche 
Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als 
vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein 
soll. 
 
§ 28 VVG Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom 

Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
gegenüber dem Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer 
den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vorsatz 
oder auf grober Fahrlässigkeit. 

(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer 
vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen 
Obliegenheit nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er 
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des 
Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei 
Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt 
berechtigt ist, ist unwirksam. 

 
§ 29 VVG Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise Leistungsfreiheit 
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach 

den Vorschriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur 
Kündigung berechtigt ist, nur bezüglich eines Teils der 
Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung 
bezieht, steht dem Versicherer das Recht zum Rücktritt oder zur 
Kündigung für den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, 
dass für diesen allein der Versicherer den Vertrag unter den 
gleichen Bedingungen nicht geschlossen hätte. 

(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur 
Kündigung bezüglich eines Teils der Gegenstände oder 
Personen Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer berechtigt, 
das Versicherungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu 
kündigen. Die Kündigung muss spätestens zum Schluss der 
Versicherungsperiode erklärt werden, in welcher der Rücktritt 
oder die Kündigung des Versicherers wirksam wird. 

(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer 
wegen einer Verletzung der Vorschriften über die 
Gefahrerhöhung ganz oder teilweise leistungsfrei ist, nur 
bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen vor, auf 
die sich die Versicherung bezieht, ist auf die Leistungsfreiheit 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

 
§ 37 VVG Zahlungsverzug bei Erstprämie 
(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig 

gezahlt, ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt 
ist, zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der 
Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. 

(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des 
Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

 
§ 38 VVG Zahlungsverzug bei Folgeprämie 

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 
Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei 
Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
den Absätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei 
zusammengefassten Verträgen sind die Beträge jeweils 
getrennt anzugeben. 

(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie 
oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet. 

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen, sofern der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestimmung 
der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem 
Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der 
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich 
hinzuweisen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung 
leistet; Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
§ 39 VVG Vorzeitige Vertragsbeendigung 
(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor 

Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für 
diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, 
der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 oder durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem 
Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts 
oder Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer nach § 37 
Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 

(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der 
Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie 
unter Abzug der für diese Zeit aufgewendeten Kosten 
zurückfordern. 

 
§ 47 VVG Kenntnis und Verhalten des Versicherten 
(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des 

Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und 
das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 

(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist 
oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des 
Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war. 
Der Versicherer braucht den Einwand, dass der Vertrag ohne 
Wissen des Versicherten geschlossen worden ist, nicht gegen 
sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsnehmer den 
Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei 
Vertragsschluss dem Versicherer nicht angezeigt hat, dass er 
den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt. 

 
§ 74 VVG Überversicherung 
(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 

Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede 
Vertragspartei verlangen, dass die Versicherungssumme zur 
Beseitigung der Überversicherung unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 
sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem 
Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt. 

 
§ 75 VVG Unterversicherung 
Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der 
Versicherungswert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist 
der Versicherer nur verpflichtet, die Leistung nach dem Verhältnis der 
Versicherungssumme zu diesem Wert zu erbringen. 
 
§ 77 VVG Mehrere Versicherer 



Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO) 

(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der 
andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 

(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 
entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der 
sonstige Schaden versichert, ist Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

 
§ 78 VVG Haftung bei Mehrfachversicherung 
(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), 
haften die Versicherer in der Weise als Gesamtschuldner, dass 
jeder Versicherer den von ihm nach dem Vertrag zu leistenden 
Betrag zu zahlen hat, der Versicherungsnehmer aber insgesamt 
nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen kann. 

(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 
Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem 
Versicherungsnehmer nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen 
haben. Ist auf eine der Versicherungen ausländisches Recht 
anzuwenden, kann der Versicherer, für den das ausländische 
Recht gilt, gegen den anderen Versicherer einen Anspruch auf 
Ausgleichung nur geltend machen, wenn er selbst nach dem für 
ihn maßgeblichen Recht zur Ausgleichung verpflichtet ist. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
§ 79 VVG Beseitigung der Mehrfachversicherung 
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er 
verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben 
oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge 
gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen 
worden, kann der Versicherungsnehmer nur die 
verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und 
der Prämien verlangen. 

 
§ 80 VVG Fehlendes versichertes Interesse 

(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie 
verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 
Versicherung nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse 
bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder 
für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er 
hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer 
vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse 
in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem 
Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt. 

 
§ 82 VVG Abwendung und Minderung des Schadens 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des 

Versicherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung des Schadens zu sorgen. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen 
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 
ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich 
ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
§ 85 VVG Schadensermittlungskosten 
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die 

durch die Ermittlung und Feststellung des von ihm zu 
ersetzenden Schadens entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre 
Aufwendung den Umständen nach geboten war. Diese Kosten 
sind auch insoweit zu erstatten, als sie zusammen mit der 
sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen. 

(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung 
eines Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat 
der Versicherer nicht zu erstatten, es sei denn, der 
Versicherungsnehmer ist zu der Zuziehung vertraglich 
verpflichtet oder vom Versicherer aufgefordert worden. 

(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Kostenersatz entsprechend kürzen. 

 
§ 86 VVG Übergang von Ersatzansprüchen 
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen 

einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer 
über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der 
Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
geltend gemacht werden. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein 
zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren 
und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit 
erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz 
von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers 
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 
1 nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht. 

 
§ 95 VVG Veräußerung der versicherten Sache 
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 

veräußert, tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der 
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich 
ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers 
ein. 

(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf 
die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende 
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner. 

(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen 
sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat. 

 
§ 96 VVG Kündigung nach Veräußerung 
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten 

Sache das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des 
Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird. 

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 
sofortiger Wirkung oder für den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen 
der Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird. 
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(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie 
besteht nicht. 

 
§ 97 VVG Anzeige der Veräußerung 
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder 

Erwerber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige 
unterblieben, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer 
bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem 
Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen 
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 

 
§ 215 VVG Gerichtsstand 
(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 

Versicherungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Klagen gegen den 
Versicherungsnehmer ist dieses Gericht ausschließlich 
zuständig.  

(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen der 
anderen Partei nicht anzuwenden. 

(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für 
den Fall, dass der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt oder sein Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist. 

 
§ 247 BGB Basiszinssatz 
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 

1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, 
um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist 
der Zinssatz für die jüngste Hauptfinanzierungsoperation der 
Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des 
betreffenden Halbjahrs. 

(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz 
unverzüglich nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt. 

 
§ 280 BGB Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so 

kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden 
Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

(2) Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der 
Gläubiger nur unter der zusätzlichen Voraussetzung des § 286 
verlangen. 

(3) Schadenersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter 
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder 
des § 283 verlangen. 

 
§ 286 BGB Verzug des Schuldners 
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, 

die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch 
die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der 
Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines 
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich. 

(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn 
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine 

angemessene Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt 
ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem Kalender 
berechnen läßt, 

3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig 
verweigert, 

4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen der sofortige Eintritt des 
Verzugs gerechtfertigt ist. 

(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in 
Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit 
und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen 

Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber dem Schuldner, 
der Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der 
Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders hingewiesen 
worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung 
oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, 
der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit 
und Empfang der Gegenleistung in Verzug. 

(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung 
infolge eines Umstands unterbleibt, den er nicht zu vertreten 
hat. 

 
§ 288 BGB Verzugszinsen 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzuges zu verzinsen. Der 

Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über 
dem Basiszinssatz. 

(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt 
ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen acht 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere 
Zinsen verlangen. 

(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht 
ausgeschlossen. 

 
§ 13 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes 
Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz 
bestimmt. 
 
§ 17 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen 
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der 

Korporationen sowie derjenigen Gesellschaften, 
Genossenschaften oder anderen Vereine und derjenigen 
Stiftungen. Anstalten und Vermögensmassen, die als solche 
verklagt werden können, wird durch ihren Sitz bestimmt. Als Sitz 
gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die Verwaltung 
geführt wird. 

(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem 
Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn 
sie als solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres 
Amtssitzes. 

(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen 
bestimmten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer 
Weise besonders geregelter Gerichtsstand zulässig. 

 
§ 21 ZPO Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung 
(1) Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder 

eines anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus 
unmittelbar Geschäfte geschlossen werden, so können gegen 
ihn alle Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung 
Bezug haben, bei dem Gericht des Ortes erhoben werden, wo 
die Niederlassung sich befindet. 

(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und 
Wirtschaftsgebäuden versehenes Gut als Eigentümer, 
Nutznießer oder Pächter bewirtschaften, soweit diese Klagen 
die auf die Bewirtschaftung des Gutes sich beziehenden 
Rechtsverhältnisse betreffen. 

 
§ 29 ZPO Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsorts 
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über 

dessen Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem 
die streitige Verpflichtung zu erfüllen ist. 

(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die 
Zuständigkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, 
juristische Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliche Sondervermögen sind. 

 



 

Stand 10/2016 

Mitteilung nach §19 Abs. 5 VVG-E über 
die Folgen einer Verletzung der 
gesetzlichen Anzeigepflicht 
 
 
Damit wir Ihren Versicherungsvertrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen 
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind 
auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe 
Bedeutung beimessen. Personenbezogene Angaben (z.B. 
zur Unfallversicherung), die Sie nicht gegenüber dem 
Versicherungsvermittler machen möchten, sind 
unverzüglich und unmittelbar gegenüber der  Agency 
 
direkt Assekuranz Service GmbH 
Grafenberger Allee 136 
40237 Düsseldorf 
Fax. +49 (0) 211 302036-10 
 
schriftlich nachzuholen. 
 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige 
Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der 
Anzeigepflicht können Sie den nachstehenden 
Informationen entnehmen. 
 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen 
Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, 
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir 
nach Ihrer Vertragserklärung, aber noch vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen 
Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet. 
 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine 
vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
 
 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des 
Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung 
verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder 
nicht richtig angegebene Umstand 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles 
- noch für die Feststellung oder Umfang der 
Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrages zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
 
 
 
 

2. Kündigung 
 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen 
geschlossen hätten. 
 
 
 
3. Vertragsänderung 
 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil 
 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10% oder schlissen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf 
dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung 
hinweisen. 
 
 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer 
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir 
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir 
nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese 
die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn 
wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
die Rechtsverordnung zu den Informationspflichten (§ 7 
Versicherungsvertragsgesetz) regelt den Umfang der 
Verbraucherinformation zu Versicherungsverträgen. 
Nachfolgend erhalten Sie diese Informationen bzw. einen 
Überblick darüber, wo Sie diese entnehmen können. 
 
 
1. Angaben über die Identität des Versicherers und der 
etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag 
abgeschlossen werden soll; das Handelsregister, bei 
dem der Rechtsträger eingetragen ist und die 
zugehörige Registernummer; zur Identität gehören 
insbesondere der Name, die Anschrift, die Rechtsform 
und der Sitz. 
 
 
Ihr Versicherer ist ein Konsortium aus: 
 

1. Lloyd´s of London 
 

2. Swiss Re, Zurich 
 

3. Hannover Re, Hannover 
 

4. Arch Reinsurance (Europe), London 
 

5. VIG Re (Vienna Insurance Group) 
 

6. Everest Re, New Jersey 
 
 

Beauftragte des Konsortiums: 
 
ALPHA INSURANCE A/S 
Harbour House I – Sundkrogsgade 21 
DK – 2100 Copenhagen / Dänemark 
CVR: 2106 4440 – Danish FSA reg no. 53068 

 
 
Bevollmächtigte Agency ist: 
 

direkt Assekuranz Service GmbH 
Grafenberger Allee 136 
40237 Düsseldorf 
Tel.: +49 (0) 211 302036-0 
Fax: +49 (0) 211 302036-10 
 

info@direkt-as.de 
www.direkt-as.de 
 

Geschäftsführer: Daniel Wirtz 
Handelsregister: Amtsgericht Düsseldorf – HRB 54276 
 
 
2. Angaben über die ladungsfähige Anschrift des 
Versicherers und jede andere Anschrift, die für die 
Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer, 
seinem Vertreter oder einer anderen gewerblichen 
tätigen Person gemäß Nummer 2 und dem 
Versicherungsnehmer maßgeblich ist, bei juristischen 
Personen, Personenvereinigungen oder –gruppen 
auch den Name eines Vertretungsberechtigten. 
 

ALPHA INSURANCE A/S 
Harbour House I – Sundkrogsgade 21 
DK – 2100 Copenhagen / Dänemark 
CVR: 2106 4440 – Danish FSA reg no. 53068 
 
 
Bevollmächtige Agency: 
 

direkt Assekuranz Service GmbH 
Grafenberger Allee 140 
40237 Düsseldorf 
Geschäftsführer: Daniel Wirtz  
 

 
3. Angaben über die Hauptgeschäftstätigkeit des 
Versicherers sowie Name und Anschrift der 
zuständigen Aufsichtsbehörde: 
 
Als Versicherungsunternehmen ist die Alpha Insurance 
A/S nach § 110a Abs. 2 VAG zum Betrieb des 
Versicherungsgeschäftes in der BRD berechtigt und 
unterliegt der Aufsicht der 

 
Rechtsaufsicht 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht /BaFin) 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 
Tel.: +49 (0) 228 41080 
Fax: +49 (0) 228 41081550 
E-Mail: poststelle@bafin.de 

 
Finanzaufsicht 
 

Danish Financial Supervisory Authority (DFSA), 
Arhusgade 110, 
DK-2100 Copenhagen 
 
Financial Services Authority (FSA) 
25 The North Colonnade 
Canary Warf 
London E14 5HS 
Vereinigtes Königreich / England 
 
 
5. Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds 
oder anderer Entschädigungsregelungen, die nicht 
unter die Richtlinie 94/19/EG des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 30.Mai 1994 über 
Einlagensicherungssysteme (ABl. EG Nr. L 135 S. 5) 
und die Richtlinie 97/9/EG des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 03. März 1997 über 
Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. EG 
Nr. L 84 S. 22) fallen; Name und Anschrift des 
Garantiefonds sind anzugeben; 
 
Diese Angaben sind für das Versicherungsgeschäft der die 
Alpha Insurance A/S nicht relevant. 
 
 
6. Angaben über die wesentlichen Merkmale der 
Versicherungsleistung, insbesondere 
a) die für das Versicherungsverhältnis geltenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
einschließlich der Tarifbestimmungen sowie die 
Angabe des auf den Vertrag anwendbaren Rechts; 
b) Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung 
der Leistung des Versicherers. 
 
zu a) 
Die gegenseitigen Rechte und Pflichten richten sich nach 
dem Versicherungsschein, dem Antrag, den beantragten 
Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen, 
Sonderbedingungen, Zusatzbedingungen und / oder 
Klauseln sowie den gesetzlichen Bestimmungen. 
Auf Ihren Versicherungsvertrag findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung, sofern nichts 
anderes vereinbart ist. 
 
zu b) 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihren Allgemeinen 
Vertragsbedingungen 
 
 
7. Angaben über den Gesamtpreis der Versicherung 
einschließlich aller Steuern und sonstigen 
Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln 
auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis 
mehrere selbständige Versicherungsverträge 
umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen 

mailto:info@direkt-as.de
http://www.direkt-as.de/
mailto:poststelle@bafin.de
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seiner Berechnung, die dem Versicherungsnehmer 
eine Überprüfung des Preises ermöglichen. 
 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Angebot. 
Die zu zahlende Prämie enthält die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung gültige Versicherungssteuer. 
Ist für die Jahresprämie Ratenzahlung vereinbart, werden 
folgende Zuschläge berechnet: 
Zahlungsweise halbjährlich 3% 
Zahlungsweise vierteljährlich 5% und monatlich 8% 
 
 
8. Angaben über gegebenenfalls zusätzlich anfallende 
Kosten unter Angabe des insgesamt zu zahlenden 
Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Gebühren 
oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt 
oder von ihm in Rechnung gestellt werden; anzugeben 
sind auch alle Kosten, die dem Versicherungsnehmer 
für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln 
entstehen, wen solche zusätzlichen Kosten in 
Rechnung gestellt werden. 
 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages oder 
aus anderen Gründen werden nicht erhoben. Sie haben 
das Recht, jederzeit gegen Erstattung der Kosten 
Abschriften der Erklärungen zu fordern, die Sie mit Bezug 
auf den Betrag, insbesondere bei der Antragstellung und 
im Schadenfall, abgegeben haben. 
Aus wirtschaftlichen Gründen werden Beträge von EUR 2,-
- und weniger nicht erhoben und nicht erstattet. 
Bei der Kontaktaufnahme der direkt Assekuranz Service 
GmbH über die Rufnummer 0211-30 20 36 0 fallen die 
normalen Gebühren des jeweiligen Telefonanbieters des 
Anrufenden an. 
 
 
9. Angaben über Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung 
und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise 
der Prämien. 
 
Der Versicherungsschutz tritt erst nach Zahlung des 
Erstbeitrages, zu dem auch die Versicherungssteuer 
gehört, in Kraft, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein festgesetzten Versicherungsbeginn. 
Soweit die dem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden 
Versicherungsbedingungen schon vor der Zahlung des 
Erstbeitrages Versicherungsschutz vorsehen, erlischt 
dieser rückwirkend, wenn der Erstbeitrag nicht 
unverzüglich gezahlt wird. Unverzüglich bedeutet, dass der 
Beitrag nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des 
Versicherungsscheins fällig ist. Wenn eine Zahlung später 
als zwei Wochen ach Erhalt des Versicherungsscheines 
erfolgt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
Eine etwa erteilte vorläufige Deckung tritt rückwirkend 
außer Kraft, falls der Einlösungsbeitrag nicht unverzüglich 
gezahlt wird. Dies gilt auch für den Fall, dass der 
Versicherungsfall bereits eingetreten ist. Versicherungs- 
schutz besteht dann für den Versicherungsfall nicht. 
 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto 
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann 
und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 
 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn 
sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. Kann die 
Abbuchung aus Gründen, die der Versicherungsnehmer zu 
vertreten hat, also verschuldet hat, nicht ausgeführt 
werden oder wird ihr widersprochen, erlischt eine etwa 
gewährte vorläufige Deckung –falls nichts anderes 
vereinbart worden ist- rückwirkend ab Beginn. Dies gilt 

auch, wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
Versicherungsschutz besteht dann für den 
Versicherungsfall nicht. 
 
 
10. Angaben über die Befristung der Gültigkeitsdauer 
der zur Verfügung gestellten Informationen, 
beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter 
Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises. 
 
Das Ihnen unterbreitete Angebot hat eine Gültigkeit von 3 
Monaten und gilt vorbehaltlich einer Änderung der vom 
Gesetzgeber festgelegten Versicherungssteuer sowie 
einer endgültigen Risikoprüfung. 
 
 
11. Angaben über gegebenenfalls den Hinweis, dass 
sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente 
bezieht, die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder 
der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen 
Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen 
auf dem Finanzmarkt unterliegt, auf die der 
Versicherer keinen Einfluss hat, und dass in der 
Vergangenheit erwirtschaftete Beträge kein Indikator 
für künftige Erträge sind; die jeweiligen Umstände und 
Risiken sind zu bezeichnen 
 
Diese Angaben sind für das Versicherungsgeschäft der 
Alpha Insurance A/S nicht relevant. 
 
 
12. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande 
kommt, insbesondere über den Beginn der 
Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie 
die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an 
den Antrag gebunden sein soll. 
 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Angebot. 
 
 
13. Angaben über das Bestehen oder Nichtbestehen 
eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und 
Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der 
Widerruf zu erklären ist und die Rechtsfolgen des 
Widerrufs einschließlich Informationen über den 
Betrag, den der Versicherungsnehmer im Falle des 
Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen hat. 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei 
Wochen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform (z.B. 
Brief, Fax, E-Mail) zu erklären und muss keine 
Begründung enthalten; zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. 
 
Der Widerruf ist an folgende Stelle zu richten: 
 
direkt Assekuranz Service GmbH 
Grafenberger Allee 136 
40237 Düsseldorf 
Fax: +49 (0) 211 302036-10 
E-Mail: info@direkt-as.de 
 
Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem Ihnen 
in Textform folgende Unterlagen zugegangen sind: 
 

- der Versicherungsschein und die 
Versicherungsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen und der 
etwaigen Informationen. 

- Eine deutlich gestaltete Belehrung über das 
Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen des 
Widerrufs, die Ihnen Ihre Rechte entsprechend 
den Erfordernissen des eingesetzten 
Kommunikationsmittels deutlich macht und die 
den Namen und die Anschrift desjenigen, 
gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn und auf 

mailto:info@direkt-as.de
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die Regelungen zu Form, Begründung und 
Fristwahrung des Widerrufs enthält. 

 
 
Rechtsfolgen des Widerrufs 
 
Sofern Sie Ihr Widerrufsrecht ausüben, haben wir nur den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Prämien/Beiträge zu erstatten, wenn Sie in der 
Belehrung auf ihr Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des 
Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen 
worden sind und zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt; 
die Erstattungspflicht ist unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs zu erfüllen. Ist der Hinweis 
unterbleiben, haben wir zusätzlich die für das erste Jahr 
des Versicherungsschutzes gezahlten Prämien/Beiträge 
zu erstatten; dies gilt nicht, wenn Sie Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen haben. 
 
 
14. Angaben zur Laufzeit und gegebenenfalls zur 
Mindestlaufzeit des Vertrages. 
 
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Angebot 
 
 
15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, 
insbesondere zu den vertraglichen 
Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger 
Vertragsstrafen. 
 
Nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer verlängern 
sich Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger 
Dauer stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht drei 
Monate vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine 
Kündigung in Schriftform zugegangen ist 
 
 
16. Angaben über die Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der 
Aufnahme von Beziehungen zum 
Versicherungsnehmer vor Abschluss des 
Versicherungsvertrags zugrunde legt. 
 
Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 



 

direkt Assekuranz Service GmbH 
 

Geschäftsführung: Daniel Wirtz  und André Sprenger 
 

Amtsgericht Düsseldorf  - HRB 54276 
 

Finanzamt Düsseldorf Nord 
 

Steuer-Nr.: 105/5810/2626 

Konto 340 964 705  –  BLZ 302 201 90 
 

HypoVereinsbank Düsseldorf 
 

Für Prämienzahlungen nutzen Sie bitte folgendes Konto: 
 

Konto 340 965 442  –  BLZ 302 201 90 
 

Hypovereinsbank Düsseldorf 

IHK-Register-Nr.: D-EQRE-WOXYW-03 
 

IHK Düsseldorf 
Ernst-Schneider-Platz 1 
40212 Düsseldorf  
 

www.vermittlerregister.info 
 

Versichererinformationen: 

 

Beauftragte des Versicherer-Konsortium 
  

ALPHA INSURANCE A/S 
Harbour House I – Sundkrogsgade 21 
DK – 2100 Copenhagen / Dänemark 
CVR: 2106 4440 – Danish FSA reg no. 53068 

 
 
Die Alpha Insurance A/S steht unter der Aufsicht der Danish Financial Supervisory Authority (DFSA) - Dänemark, 
Arhusgade 110, DK-2100 Copenhagen,  –  Tel.: 0045 33 55 82 82  –  Fax: 0045 33 55 82 00 
 

Reklamationen und Beschwerden über Alpha Insurance A/S richten Sie bitte an diese Stelle. 
 
 
vertreten durch: 

direkt Assekuranz Service GmbH 
 

Grafenberger Allee 136 
40237 Düsseldorf 
 

Tel.: +49 (0) 211 302036-0 
Fax: +49 (0) 211 302036-10 
 

info@direkt-as.de 
www.direkt-as.de 

 
 
 
Die Firma direkt Assekuranz Service GmbH gibt die den Vertrag betreffenden Erklärungen namens 
des Versicherers rechtsverbindlich ab. 
 

Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung! 

 

 
Sollten Sie mit der Bearbeitung Ihrer Beanstandung nicht zufrieden sein, wenden Sie sich bitte 
schriftlich an den Versicherer unter der oben genannten Adresse. 
 
 
Sofern die Bearbeitung auch durch diese Stelle nicht erfolgreich sein sollte, wenden Sie sich bitte an die 
Behörde, die für die Beaufsichtigung des Versicherungsgewerbes zuständig ist: 
 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 
 

Tel.: 0228 / 4108 - 0 
Fax: 0228 / 4108 - 1550 
 

E-Mail: poststelle@bafin.de 

 

mailto:info@direkt-as.de
http://www.direkt-as.de/
mailto:poststelle@bafin.de
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 

Inhalt: 

1. Vorbemerkung 
2. Einwilligungserklärung 
3. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
4. Datenübermittlung an Rückversicherer 
5. Datenübermittlung an andere Versicherer 
6. Zentrale Hinweissysteme 
7. Datenverarbeitung inner- und außerhalb der Unternehmensgruppe 
8. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 

1. Vorbemerkung 

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich 
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor 
missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer  
Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG 
oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. 
Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder 
vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich 
ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder 
Nutzung überwiegt. 

2. Einwilligungserklärung 

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung ist in Ihrem Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die 
Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – aul3er in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung des 
Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird die 
Einwilligungserklärung bei Antragstellung nicht erteilt, kommt es nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder nicht erteilter 
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der 
Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 

3. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 

Der Versicherer bzw. dessen Bevollmächtigter speichert Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunächst Ihre 
Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), 
Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z.B. eines 
Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum 
Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z.B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit oder die Feststellung Ihrer 
Reparaturwerkstatt über einen Privathaftpflicht-Schaden (Leistungsdaten). 

4. Datenübermittlung an Rückversicherer 

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb 
gibt der Versicherer in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende 
versicherungstechnische Angaben, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags, 
sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die 
dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückvers icherer, denen 
sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 

5. Datenübermittlung an andere Versicherer 

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragsstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer 
bzw. dessen Bevollmächtigen alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. 
Hierzu gehören z.B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, 
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des  
Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schliel3en, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anf rage zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines 
Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und 
Anschrift, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenshöhe und Schadentag. 

6. Zentrale Hinweissysteme 

Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts 
oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder 
auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden zentrale Hinweissysteme. 
Solche Hinweissysteme gibt es beim Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) und beim Verband der privaten 
Krankenversicherung. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System 
verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
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Beispiele: 
 

Unfallversicherer: 

Meldung bei 

- erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 

- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schadensfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von 
Unfallfolgen. 

- Außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung. 

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.  

Sachversicherer: 
 

Meldung bei 

- Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachtes des 
Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadenssummen erreicht sind 

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung von weiterem Missbrauch. 

 

7. Datenverarbeitung inner- und außerhalb der Unternehmensgruppe 

Einzelne Versicherungsbranchen (z.B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und andere Finanzdienstleistungen, z.B. Buchführung oder 
Kapitalanlagen werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz 
anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen. Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne 
Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. 

So wird z.B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschliel3e n; und 
auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind die sog. Partnerdaten (z.B. Name, Adresse, 
Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann 
eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldeingänge 
können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden. 

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe 
abfragbar. 

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht 
das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. 
Branchenspezifische Daten wie z.B. Gesundheits- oder Bonitätsfragen bleiben dagegen unter ausschliel3licher Verfügung der jeweiligen 
Unternehmen. 
 

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an: 

 
direkt Assekuranz Service GmbH  

Grafenberger Allee 136, 40237 Düsseldorf 

 
Im Rahmen der Abrechnung des Firmenkundengeschäftes mit dem risikotragenden Versicherer werden Daten übermittelt an: 

 

ALPHA INSURANCE A/S 
Harbour House I – Sundkrogsgade 21 
DK – 2100 Copenhagen / Denmark 
CVR: 2106 4440 – Danish FSA reg no. 53068 
 
 
Ebenfalls werden die Daten zwecks Auswertung und Vorbereitung zur Weiterleitung an den Risikoträger übermittelt an: 

THB Group Limited – 107 Leadenhall Street – London EC3A 4AF – United Kingdom 

und an: 

Lloyd´s of London – One Lime Street – London – EC3M 7HA – United Kingdom 
 
 
Weiterhin werden Teile der Daten für den Zahlungsverkehr und die Buchhaltung genutzt von: 

Steuerbüro Roland Beckers – Gartenstr. 186 – 41236 Mönchengladbach  

 

8. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen 
eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers 
bzw. dessen Bevollmächtigten. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der 
beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer bzw. dessen Bevollmächtigten. 



 

AB MFH-direkt   Stand 10/2016 Seite 1 von 17 

Allgemeine Bedingungen für die Gebäude-Sachversicherung  

- AB MFH-direkt - 
 

Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefahren/Gefahrengruppen nicht genommen ist, 

entfallen die diese Gefahren/Gefahrengruppen betreffenden Bestimmungen 

 

§ 1 Feuerversicherung 

§ 2 Sturm- und Hagelversicherung 

§ 3 Elementarversicherung (ohne Sturm und Hagel) 

§ 4 Leitungswasserversicherung 

§ 5 Sprinkler-Leckageversicherung 

§ 6 Versicherung von Schäden durch Fahrzeuganprall, 
Rauch oder Überschalldruckwellen 

§ 7 Versicherung von Schäden durch Innere Unruhen, 
böswillige Beschädigung, Streik oder Aussperrung 

§ 8 Versicherung von Schäden durch sonstige Gefahren 
(Grunddeckung) 

§ 9 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

§ 10 Versicherte Sachen  

§ 11 Versicherte Kosten/ Leistungserweiterungen 

§ 12 Versicherungsort 

§ 13 Versicherungswert 

§ 14 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

§ 15 Sicherheitsvorschriften 

§ 16 Mitversicherung; Führung   

§ 17 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung 

§ 18 Entschädigungsgrenzen; Selbstbehalte 

§ 19 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

§ 20 Veräußerung der versicherten Sachen 

§ 21 Sachverständigenverfahren 

§ 22 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

§ 23 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder 
Einmalprämie 

§ 24 Dauer und Ende des Vertrages 

§ 25 Folgeprämien 

§ 26 Lastschriftverfahren 

§ 27 Ratenzahlung 

§ 28 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

§ 29 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

§ 30 Gefahrerhöhung 

§ 31 Überversicherung 

§ 32 Mehrere Versicherer 

§ 33 Versicherung für fremde Rechnung 

§34 Aufwendungsersatz 

§ 35 Übergang von Ersatzansprüchen 

§ 36 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

§ 37 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

§ 38 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen 

§ 39 Repräsentanten 

§ 40 Verjährung 

§ 41 Zuständiges Gericht 

§ 42 Anzuwendendes Recht 

§ 43 Maklerklausel 

§ 44 Versichererwechsel 

§ 45 Prämien- und Bedingungsveränderungen 

 

 

§ 1 Feuerversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 

a) Brand, 

b) Blitzschlag, 

c) Explosion, 

d) Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile 
oder ihrer Ladung 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men. 

2. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

Elektrotechnischer Kurzschluss ist auch dann kein Feu-
er, wenn er mit Lichterscheinung verbunden ist. 

3. Blitzschlag ist der Übergang eines Blitzes auf Sachen. 

Blitzschlag ist nicht schon dann bewiesen, wenn wäh-
rend eines Gewitters Überspannungsschäden an elekt-
ronischen oder elektrischen Einrichtungen eingetreten 
sind. 

Soweit dies vereinbart ist, leistet der Versicherer auch 
Entschädigung für Überspannungsschäden durch Blitz. 

4. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraft-äußerung 

Eine Explosion eines konstant unter Gas- oder Dampf-
druck stehenden Behälters liegt nur vor, wenn seine 
Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass 

ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschiedes inner-
halb und außerhalb des Behälters stattfindet. 

Entsteht im Innern eines Behälters eine Explosion ge-
mäß Absatz 1, so ist ein dadurch an dem Behälter ent-
stehender Schaden auch dann zu ersetzen, wenn des-
sen Wandung nicht zerrissen ist. 

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die 
an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbren-
nungsraum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, 
die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern durch 
den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen. 

5. Nur soweit dies besonders vereinbart ist, leistet der 
Versicherer Entschädigung für Brandschäden an 
Dampferzeugungsanlagen, Wärmetauschern, Luftvor-
wärmern, Rekuperatoren, Rauchgasleitungen, Filter-, 
REA-, DENOX- und vergleichbaren technischen Anla-
gen, wenn der Brand innerhalb der Anlagen ausbricht. 

Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind im Rahmen 
von Absatz 1 nicht versichert Ausmauerungen, Ausklei-
dungen, Beschichtungen und Gummierungen, Filter-
massen und -ein-sätze, Kontaktmassen und Katalysato-
ren, die während der Lebensdauer der versicherten An-
lagen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt wer-
den müssen. Der Versicherungswert der vorbezeichne-
ten Sachteile ergibt sich abweichend von § 13 aus ihrem 
Abnutzungsgrad am Schadentag. 

6. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen ferner Schäden durch 

a) Erdbeben; 

b) Innere Unruhen. 

7. Überspannungsschäden durch Blitzeinwirkung an dem  
    versicherten Sachen gilt bis zu einer Entschädigungs- 
    grenze von 250.000 EUR als mitversichert. 



 

AB MFH-direkt   Stand 10/2016 Seite 2 von 17 

8. Nutzwärmeschäden. 
    Versicherte Sachen die einem Nutzfeuer- bzw. Nutzwärme  
    ausgesetzt wurden sind bis zu einer Höchstsumme von  
    250.000 EUR je Schadenfall mitversichert. 

 

§ 2 Sturm- und Hagelversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 

a) Sturm, 

b) Hagel 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men. 

2. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindes-
tens Windstärke 8. 

3. Ist diese Windstärke für den Versicherungsort nicht 
feststellbar, so wird Sturm unterstellt, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass 

a)  die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-
rungsortes Schäden an Gebäuden in einwandfreiem 
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen ande-
ren Sachen angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes 
des versicherten Gebäudes nur durch Sturm ent-
standen sein kann. 

4. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Sturmflut; 

b) Lawinen; 

c) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz 
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster 
oder Außentüren oder durch andere Öffnungen, es 
sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder 
Hagel entstanden  sind und einen Gebäudeschaden 
darstellen; 

d) Brand, Explosion, Anprall oder Absturz von Luftfahr-
zeugen, ihrer Teile oder ihrer Ladung. 

5. Nicht versichert sind ferner Schäden an 

a) beweglichen Sachen außerhalb von Gebäuden; 

b) Gebäuden, die nicht bezugsfertig sind, und an den in  
diesen Gebäuden befindlichen Sachen. 

 

§ 3 Elementarversicherung (ohne Sturm und Hagel) 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 

a) Überschwemmung des Versicherungsortes und  
Rückstau  

b) Erdbeben, 

c) Vulkanausbruch, 

d) Erdsenkung, Erdrutsch, 

e) Schneedruck, Lawinen 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men. 

Jede der in a bis e genannten Gefahren/ Gefahrengrup-
pen ist nur versichert, wenn dies vereinbart ist. 

Es gilt ein genereller Selbstbehalt je Schadenfall von 
10% der Schadenhöhe, jedoch mindestens 250,- Euro 
und maximal 2.500,- Euro! 

2.  

a) Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund 
und Bodens des Versicherungsortes durch 

aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden   oder 
fließenden) Gewässern; 

bb) Witterungsniederschläge, 

b) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 
fließenden) Gewässern auf Versicherungsorte, 
die in den letzten 10 Jahren (zurückgerechnet ab 
dem Zeitpunkt des Schadeneintritts) durch Aus-
uferung von oberirdischen (stehenden oder flie-
ßenden) Gewässern überschwemmt worden 
sind, sofern nicht durch eine ausdrückliche, auf 
den jeweiligen Versicherungsort bezogene Ver-
einbarung etwas anderes bestimmt ist; 

bb) Sturmflut; 

3. Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinneren ausgelöst wird. 

Erdbeben wird unterstellt. wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass 

a) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in 
der Umgebung des Versicherungsgrundstückes 
Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand 
oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen 
angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes 
des Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 
befunden haben, nur durch ein Erdbeben entstanden 
sein kann. 

4. Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentlastung beim 
Aufreißen einer Erdspalte, verbunden mit Lava-
Ergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Ausströmen von 
sonstigen Materialien und Gasen. 

5. Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erd-
bodens über natürlichen Hohlräumen. 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 

a) Trockenheit oder Austrocknung; 

b) Brand oder Explosion; 

c) Erdbeben; 

d) Überschwemmung. 

6. Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Abstür-
zen von Gesteins- oder Erdmassen. 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 

a) Brand oder Explosion; 

b) Überschwemmung. 

7. Schneedruck ist die Wirkung des Gewichtes von Schnee 
oder Eismassen. 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 

a) Überschwemmung. 

8. Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen. 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 

a) Erdbeben 

9. Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden, die nicht 
bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden be-
findlichen Sachen. 

10. Rückstau  

       Rückstau liegt dann vor, wenn Wasser durch Ausufe-
rung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-
wässern oder durch Witterungsniederschläge bestim-
mungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäude 
eindringt. Voraussetzung für eine Entschädigung ist al-
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lerdings ein funktionierende Rückstaueinrichtung bzw. 
Klappe. Die Entschädigung ist auf 150.000 EUR je 
Schadenfall begrenzt. 

 

 

§ 4 Leitungswasserversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch Leitungswasser zerstört oder beschä-
digt werden oder abhanden kommen. 

2. Leitungswasser ist Wasser, das aus 

a) Rohren oder Schläuchen der Wasserversorgung 
(Zu- oder Ableitungen), 

b) sonstigen mit dem Rohrsystem verbundenen Ein-
richtungen, 

c) Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung oder 
aus  Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsan-
lagen 

bestimmungswidrig austritt. 

Wasserdampf steht Wasser gleich. 

Wärmetragende Flüssigkeiten, wie Sole, Öle, Kühl- oder 
Kältemittel stehen für Nr. 2 c Wasser gleich. 

3. Die Versicherung schließt ein 

a) innerhalb von Gebäuden 

aa) Bruch- oder Frostschäden an versicherten Rohren 

 der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen), 
- der Warmwasser- oder Dampheizungs- oder 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsan-
lagen,  

 von Sprinkler-, Sprühwasser-Lösch- und Berie-
selungsanlagen; 

 an Regenfallrohren (auch unterirdische liegen-
de). Die Höchstentschädigung ist hier auf 
100.000 EUR.  

 Gasrohren bzw. -leitungen innerhalb des Ge-
bäudes  

  

bb) Frostschäden an versicherten 

 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklo-
setts, Wasserhähnen, Geruchsverschlüssen, 
Wassermessern oder ähnlichen Installationen, 

 Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder anderen 
vergleichbaren Teilen von Warmwasser- oder 
Dampfheizungsanlagen oder von Klima-,       
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, 
einschließlich deren Bestandteile, 

 Teilen von Sprinkler-, Sprühwasser-Lösch- oder 
Berieselungsanlagen, die nicht Rohre sind; 

 

b) außerhalb von Gebäuden 

aa) Bruch- oder Frostschäden an versicherten Zulei-
tungsrohren der Wasserversorgung, an versicher-
ten Rohren der Warmwasser- oder Dampfhei-
zungs- oder Klima-, Wärmepumpen- oder Solar-
heizungsanlagen, soweit diese Rohre der Versor-
gung versicherter Gebäude oder versicherter An-
lagen dienen und auf dem Versicherungsgrund-
stück verlegt sind; 

bb) Bruch- oder Frostschäden an Rohren gemäß aa, 

 soweit diese Rohre auf dem Versicherungs-
grundstück verlegt sind, aber nicht der Versor-
gung versicherter Gebäude oder versicherter 
Anlagen dienen oder 

 soweit diese Rohre außerhalb des Versiche-
rungsgrundstückes verlegt sind und der Ver-

sorgung versicherter Gebäude oder versicherter 
Anlagen dienen und soweit der Versicherungs-
nehmer dafür die Gefahr trägt; 

cc) Bruch- oder Frostschäden an Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung, die 

dd) Bruchschäden an Gasleitungsrohren auf und au-
ßerhalb des Versicherungsgrundstückes 

 

 auf dem Versicherungsgrundstück verlegt sind 
und der Entsorgung versicherter Gebäude o-
der versicherter Anlagen dienen oder 

 außerhalb des Versicherungsgrundstückes 
verlegt sind und der Entsorgung versicherter 
Gebäude oder versicherter Anlagen dienen, 
soweit der Versicherungsnehmer dafür die Ge-
fahr trägt. 

Zu den Rohren gemäß a und b gehören nicht solche, die 
Bestandteil von Heizkesseln, Boilern, Wärmetauschern 
oder ähnlichen Installationen sind. 

Es gilt für die Einschlüsse gemäß Nr. 3 b) aa- cc) eine 
Höchstentschädigungsgrenze je Schadenfall von 
150.000 Euro! Der Einschluss gemäß 3. b dd) hat eine 
Höchstentschädigungsgrenze von 25.000 Euro je Scha-
denfall! 

4. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Wasser aus Sprinklern oder Düsen bei Sprühwasser 
Lösch- oder Berieselungsanlagen; 

b) Plansch- oder Reinigungswasser; 

c) Rückstau von Wasser aus Rohren der öffentlichen 
Abwasserkanalisation; 

d) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei-
tungswasser (Nr. 2) die Erdsenkung oder den Erd-
rutsch verursacht hat; 

e) Schwamm oder Pilz; 

f) Brand oder Explosion; 

g) Erdbeben; 

h) Innere Unruhen. 

Die Ausschlüsse gemäß b und c gelten nicht für Bruch-
schäden an Rohren gemäß Nr. 3 und ferner nicht für 
Schäden gemäß Nr. 1, die Folge eines solchen Rohrbru-
ches sind. 

5. Nicht versichert sind ferner Schäden an Gebäuden, die 
nicht bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden 
befindlichen Sachen. 

 

§ 5 Sprinkler-Leckageversicherung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch Wasser, das aus Rohren oder Ein-
richtungen der Sprinkler-, Berieselungs- oder Sprühwas-
ser-Löschanlagen bestimmungswidrig austritt, zerstört 
oder beschädigt werden oder abhanden kommen. Dies 
gilt nur für Rohre und Einrichtungen, die ausschließlich 
dem Betrieb dieser Anlagen dienen. 

2. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch: 

a) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 
Sprinkler- Leckage (Nr. 1) die Erdsenkung oder den 
Erdrutsch verursacht hat; 

b) Schwamm oder Pilz; 

c) Brand oder Explosion; 

d) Erdbeben; 

e) Innere Unruhen. 
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3. Nicht versichert sind ferner Schäden an Gebäuden, die 
nicht bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden 
befindlichen Sachen. 

 

§ 6 Versicherung von Schäden durch Fahrzeuganprall, 

Rauch oder Überschalldruckwellen 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 

a) Fahrzeuganprall, 

b) Rauch, 

c) Überschalldruckwellen 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men. 

2. Als Fahrzeuganprall gilt jede Zerstörung oder Beschädi-
gung der versicherten Sachen durch die Berührung ei-
nes Schienen- oder Straßenfahrzeuges oder dessen La-
dung. 

Nicht versichert sind 

a) Schäden, die von Fahrzeugen oder deren Ladung 
verursacht werden, die vom Versicherungsnehmer, 
dem Benutzer der versicherten Gebäude oder deren 
Arbeitnehmer betrieben werden; 

b) Schäden an Fahrzeugen; 

c) Schäden durch Verschleiß. 

3. Als Rauchschaden gilt jede Zerstörung oder Beschädi-
gung versicherter Sachen durch Rauch, der plötzlich be-
stimmungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrund-
stück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder 
Trockenanlagen austritt. 

4. Eine Überschalldruckwelle im Sinn dieser Bestimmun-
gen liegt nur vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausge-
löst wurde, das die Schallgrenze durchflogen hat. 

5. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Brand, Explosion; 

b) Erdbeben; 

c) Innere Unruhen. 

6. Es gilt für die Einschlüsse aus §6 Nr. 1-4 ein genereller 
Selbstbehalt von 500 Euro je Schadenfall. 

 

§ 7 Versicherung von Schäden durch Innere Unruhen, 

böswillige Beschädigung, Streik oder Aussperrung 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 

a) Innere Unruhen, 

b) böswillige Beschädigung, 

c) Streik oder Aussperrung 

zerstört oder beschädigt werden. Abhandenkommen, 
auch durch strafbare Handlungen, gilt, mit Ausnahme 
von Nr. 2 Absatz 3, nicht als Zerstörung oder Beschädi-
gung im Sinne dieser Bestimmung. 

2. Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht 
unerhebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche 
Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung gera-
ten und Gewalttätigkeit gegen Personen oder Sachen 
verüben. 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zu-
sammenhang mit Inneren Unruhen zerstört oder be-
schädigt werden. 

Eingeschlossen sind unmittelbare Schäden durch Weg-
nahme bei Plünderungen in unmittelbarem Zusammen-
hang mit Inneren Unruhen. 

3. Als böswillige Beschädigung gilt jede vorsätzliche, unmit-
telbare Beschädigung oder Zerstörung von versicherten 
Sachen. 

4. Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein be-
stimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitneh-
mern. 

Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, 
planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig gro-
ßen Anzahl von Arbeitnehmern. 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die unmittelbar durch Handlungen der streiken-
den oder ausgesperrten Arbeitnehmer im Zusammen-
hang mit einem Streik oder beim Widerstand gegen eine 
Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. 

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden an 
Sachen von streikenden oder ausgesperrten Betriebsan-
gehörigen. 

5. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Brand oder Explosion, es sei denn, sie sind infolge 
Innerer Unruhen entstanden; 

b) Erdbeben; 

c) Verfügung von hoher Hand; 

d) Genmanipulation, Genmutation oder andere Gen-
veränderungen. 

6. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch 
Innere Unruhen, böswillige Beschädigung, Streik oder 
Aussperrung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz 
aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts 
beansprucht werden kann. 

7. Die Einschlüsse aus §7 Pt. 1-4 haben einen generellen 
Selbstbehalt von 1.000 Euro. 

 

§ 8 Versicherung von Schäden durch sonstige Gefahren 

(Grunddeckung) 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch andere als gemäß §§ 1 bis 7 versi-
cherbare Gefahren und Schäden durch ein unmittelbar 
von außen her einwirkendes Ereignis unvorhergesehen 
zerstört oder beschädigt werden. Als Zerstörung oder 
Beschädigung gilt eine nachteilige Veränderung der 
Sachsubstanz. Eine Zerstörung oder Beschädigung liegt 
nicht vor, soweit ein ursprünglich vorhandener Mangel - 
mit oder ohne Substanzveränderung - offenkundig wird. 
Abhandenkommen, auch durch strafbare Handlungen, 
ist nicht versichert. 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungs-
nehmer oder sein Repräsentant weder rechtzeitig vor-
hergesehen hat noch mit dem für die im Betrieb ausge-
übte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätte vorherse-
hen können. Dabei schadet grob fahrlässige Unkenntnis. 

Unwesentliche Veränderungen, die den Gebrauchswert 
von Gebäuden oder Betriebseinrichtung nicht beein-
trächtigen, gelten nicht als Sachschaden im Sinne dieser 
Deckung. 

2. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Bedienungsfehler, Fehler im Zusammenhang mit 
Reparatur- oder Wartungsarbeiten; 

b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 

c) Versagen von Mess-, Steuer-, Regel- oder Sicher-
heitseinrichtungen; 

d) Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel; 

e) Schäden durch in die Sache gelangte Fremdkörper;  

f) Schäden durch Zufuhr oder Ausbleiben von Energie; 
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g) Abnutzung, Verschleiß oder Alterung, als - auch mit-
telbar- wichtigste Ursache; 

h) Kontamination (z.B. Vergiftung, Verrußung, Ablage-
rung, Verstaubung, Beaufschlagung und derglei-
chen) oder Korrosion. 

 

Diese Ausschlüsse gelten nicht, soweit die Kontami-
nation oder Korrosion durch eine andere auf dem 
Versicherungsgrundstück eingetretene, dem Grunde 
nach ersatzpflichtige Sachbeschädigung gemäß § 8 
verursacht ist. 

 

i) Ausfall oder mangelhafte Funktion von Klima-, Heiz- 
oder Kühlsystemen an Vorräten; 

j) normale Witterungseinflüsse, mit denen wegen der 
Jahreszeit und der örtlichen Verhältnisse gerechnet 
werden muss; 

k) Verfügung von hoher Hand; 

l) Überschwemmung durch andere, als die nach § 3 
Nr. 2 versicherbaren Sachverhalte; 

m) Sturmflut; 

n) Senken, Reißen, Schrumpfen oder Dehnen; 

o) Genmanipulation, Genmutation oder andere Gen-
veränderungen; 

p) inneren Verderb, Mikroorganismen, Tiere oder Pflan-
zen; 

q) natürliche Beschaffenheit von Sachen; 

r) flüssige Glas- oder Metallschmelzmassen; 

s) Trockenheit oder Austrocknung; 

t) Anprall von Wasserfahrzeugen. 

 

3. Zu Nr. 2 a, Nr. 2 b, Nr. 2 c, Nr. 2 g, Nr. 2 h, Nr. 2 j, Nr. 2 
p gilt: 

Dadurch verursachte Sachschäden an versicherten Sa-
chen anderer Positionen gemäß Positionen-Erläuterung 
sind jedoch ersatzpflichtig, soweit sie nicht selbst unter 
eine Ausschlußbestimmung fallen. 

4. Nicht versichert sind 

a) lebende Tiere; 

b) lebende Pflanzen im Freien; 

c) Mikroorganismen; 

d) Deponien; 

e) Fahrzeuge aller Art; 

f) Gebäude, die nicht bezugsfertig sind und in diesen 
Gebäuden befindliche Sachen sowie Sachen, die 
noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder deren Pro-
belauf noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist. 

5. Nicht versichert sind ferner Schäden an versicherten 
Sachen in oder durch Be- und Verarbeitung. 

6. Bei den Einschlüssen aus §8 Nr. 1 und 3 ist ein genereller 
Selbstbehalt von 1.000 Euro je Schadenfall vorgesehen. 

 

§ 9 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

1. Ergänzend zu den Bestimmungen über nicht versicherte 
Gefahren, Schäden und Sachen in den §§ 1 bis 10 sind 
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen ferner nicht 
versichert Schäden durch 

a) Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revo-
lution, Rebellion, Aufstand; 

b) Kernenergie*. 

c) Grundwasser  

*Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik 

Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur 

Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherung ab. 

2. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer von 
der Entschädigungspflicht frei. 

Ist die vorsätzliche Herbeiführung eines Schadens durch 
ein rechtskräftiges Strafurteil festgestellt, so gelten inso-
weit die Voraussetzungen des Absatzes 1 als bewiesen. 

 

§ 10 Versicherte Sachen 

1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag gemäß der 
Positionen-Erläuterung bezeichneten Sachen. 

Die Ausschlussbestimmungen der §§ 1 bis 9 bleiben un-
berührt. 

2. Fremdes Eigentum ist versichert, soweit es seiner Art 
nach zu den versicherten Sachen gehört und dem Versi-
cherungsnehmer in Obhut gegeben wurde und soweit 
nicht der Versicherungsnehmer nachweislich, insbeson-
dere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, dass die frem-
den Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht ver-
sichert zu werden brauchen. 

3. Die Versicherung gemäß Nr. 2 b, Nr. 2 c und Nr. 3 gilt für 
Rechnung des Eigentümers und des Versicherungs-
nehmers. Nur in den Fällen der Nr. 3 ist für die Höhe des 
Versicherungswertes, soweit nicht etwas anderes ver-
einbart ist, allein das Interesse des Eigentümers maß-
gebend. 

4. Nicht versichert sind 

a) Gewässer, Grund und Boden; 

b) Off-shore-Anlagen, einschließlich dort befindlicher Sa-
chen; 

c) Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufes, einschließlich 
dort befindlicher Sachen. 

5. An der Außenseite des versicherten Gebäudes ange-    
    brachte Sachen- Antennenanlagen, Gefahrmelde- 
    ,Beleuchtungs-und Leuchtröhrenanlagen, Markisen,  
    Schilder und Transparente, Überdachungen ,Schutz-  
    und  Trennwände, sowie elektrische Freileitungen,  
    Ständer und Masten sowie Einfriedungen, soweit der  
    Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt, gelten für  
    die versicherten Gefahren aus §2 und §3  als versicher- 
    te Sachen.  

 

 

 

 

 

§ 11 Versicherte Kosten 

 

1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer zur Abwendung oder Minderung eines Schadens 
für geboten halten durfte, hat der Versicherer zu erset-
zen. Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme bzw. die vereinbar-
ten Höchstentschädigungen; dies gilt nicht, soweit die 
Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind. 
Besteht Unterversicherung, so sind die Aufwendungen 
ohne Rücksicht auf Weisungen des Versicherers nur in 
demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden. 

Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehren oder an-
derer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung Ver-
pflichteter werden nicht ersetzt, wenn diese Leistungen 
im öffentlichen Interesse erbracht werden. 

2. Für die Kosten der Ermittlung und Feststellung des 
Schadens gilt § 85 VVG. 
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3. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch 
die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf-
wendungen 

a) die der Versicherungsnehmer zur Brandbekämpfung 
für geboten halten durfte (Feuerlöschkosten); 

b) für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich 
des Abbruchs stehen gebliebener Teile, für das Ab-
fahren von Schutt und sonstigen Resten zum 
nächstmöglichen Ablagerungsplatz und für das Ab-
lagern oder Vernichten (Aufräumungs- und Abbruch-
kosten). 

Bei Versicherungsfällen, die durch Elementargefah-
ren gemäß § 3 verursacht wurden, werden für das 
Aufräumen der Schadenstätte, soweit diese über das 
Versicherungsgrundstück hinausreicht, die Aufwen-
dungen nur ersetzt, wenn sie für durch diesen Ver-
trag versicherte Sachen entstehen. 

c) die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung von Sachen 
andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt 
werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten); 
Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere 
Aufwendungen für De- oder Remontage von Ma-
schinen, für Durchbruch, Abriss  oder Wiederaufbau 
von Gebäudeteilen oder für das Erweitern von Öff-
nungen; 

d) für die Wiederherstellung oder Reproduktion von Ak-
ten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun-
gen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und 
sonstigen Datenträgern, einschließlich des Neuwer-
tes (§ 13 Nr. 1 a) der Datenträger; Verluste oder Än-
derungen gespeicherter Informationen werden nur 
als Folge eines dem Grunde nach versicherten 
Sachschadens an dem  Datenträger, auf dem sie 
gespeichert waren, ersetzt. 

Soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist o-
der nicht innerhalb von drei Jahren seit Eintritt des 
Versicherungsfalles sichergestellt wird, leistet der 
Versicherer Entschädigung nur in Höhe des gemäß 
§ 13 Nr. 1 c) berechneten Wertes des Materials. 

4. Soweit dies vereinbart ist und der entschädigungspflich-
tige Schaden 25.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versi-
cherer die nach den Bestimmungen des § 21 durch den 
Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten des Sach-
verständigenverfahrens. 

5.  

a) Der Versicherer ersetzt auch die infolge eines Versi-
cherungsfalles notwendigen Aufwendungen, die dem 
Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anord-
nungen entstehen um 

aa) Erdreich von eigenen oder gepachteten Versi-
cherungsgrundstücken innerhalb der Bundes-
republik Deutschland zu untersuchen oder zu 
dekontaminieren oder auszutauschen; 

bb) den Aushub in die nächstgelegene geeignete 
Deponie zu transportieren und dort abzulagern 
oder zu vernichten; 

cc) insoweit den Zustand des Versicherungs-
grundstückes vor Eintritt des Versicherungsfal-
les wiederherzustellen. 

b) Die Aufwendungen gemäß Nr. 5 a werden nur er-
setzt, sofern die behördlichen Anordnungen 

aa) eine Kontamination betreffen, die nachweislich 
durch den Versicherungsfall entstanden ist und 
von versicherten Sachen ausgelöst wurde und 

bb) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des 
Versicherungsfalles ergangen sind und dem 
Versicherer ohne Rücksicht auf Rechtsmittel-
fristen innerhalb von drei Monaten seit Kennt-
niserhalt gemeldet wurden. 

c) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende 
Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur 
die Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseiti-
gung der bestehenden Kontamination erforderlichen 
Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht da-
rauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versiche-
rungsfall aufgewendet worden wäre. 

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher An-
ordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen 
des Versicherungsnehmers einschließlich der soge-
nannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt. 

e) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann. 

f) Kosten gemäß Nr. 5 a gelten nicht als Aufräumungs-
kosten gemäß Nr. 3 b. 

6.     Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen die zur     
        Beseitigung einer Gefahr innerhalb und/oder außerhalb  
        des Versicherungsortes entstehen, soweit der Ver- 
        sicherungsnehmer zur Beseitigung dieser Gefahr auf- 
        grund gesetzlicher öffentlich-rechtlicher Vorschriften  
        verpflichtet ist 
 
7. Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Ein 
    tritt des Versicherungsfalles und der Wiederherstellung  
    oder Wiederbeschaffung. Werden die Wiederherstellung  
 
 oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst, 
werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, als wäre 
eine Veranlassung unverzüglich erfolgt. Hierunter fallen nicht 
Mehrkosten, die durch außergewöhnliche Ereignisse oder 
durch Kapitalmangel entstehen (Preisdifferenz-
Versicherung); 

8. Mehrkosten für die Wiederherstellung der versicherten 
und vom Schaden betroffenen Sachen durch behördliche 
Auflagen auf der Grundlage bereits vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassener Gesetze und Verordnungen. Soweit 
behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch entstehenden 
Mehrkosten nicht versichert.  

Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge behörd-
licher Wiederherstellungsbeschränkungen Reste der versi-
cherten vom Schaden betroffene Sache nicht wiederverwer-
tet werden können, sind nicht versichert 

9. Mehrkosten für die Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung der versicherten und vom Schaden betroffenen 
Sache durch Technologiefortschritt, wenn die Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art 
und Güte nicht möglich ist. Maßgebend ist der Betrag, der 
für ein Ersatzgut aufzuwenden ist, das der vom Schaden 
betroffen Sachen in Art und Güte möglichst nahe kommt 
(dies gilt nicht für die Gebäude-Versicherung); 

10. Der Versicherer leistet Entschädigung bis zu dem hierfür 
vereinbarten Betrag für durch ein versichertes Schadener-
eignis entstandenen buchhalterischen Mehraufwand (z.B. 
durch Auflösung stiller Reserven). Ersetzt werden dabei die 
nachweislich entstanden Aufwendungen durch Inanspruch-
nahme von buchhalterischen Dienstleistungen Dritter (z.B. 
Steuerberaterkosten). 

11. Der Versicherer ersetzt auch die infolge eines Versiche-
rungsfalles anfallenden notwendigen Kosten für das Abbre-
chen von versicherten Sachen insofern Sie durch ein versi-
chertes Ereignis radioaktiv verseucht wurden. Ebenfalls 
werden die notwendigen Kosten für das Aufräumen,  das 
Abfahren und das Isolieren der radioaktiv verseuchten Sa-
chen ersetzt. Diese Kosten werden allerdings nicht ersetzt, 
insofern der Versicherungsnehmer hierzu nicht die Gefahr 
bzw. die Kosten trägt.   

12. Aufräumkosten für umgestürzte Bäume, die sich auf dem 
versicherten Grundstück befinden, nach einem versicherten 
Leistungsfall aus §2. Die Entschädigung ist hierbei auf 
100.000 EUR je Schadenfall begrenzt. 
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13. Wiederaufforstungskosten für umgestürzte Bäume, die 
sich auf dem versicherten Grundstück befinden, nach einem 
versicherten Leistungsfall aus §2und §3. Die Entschädigung 
ist hierbei auf 50.000 EUR je Schadenfall begrenzt. 

14. Mietverlustkosten. Verluste von Mieteinnahmen von 
Dritten (Mieter von Räumlichkeiten des versicherten Gebäu-
des)  die dem Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft 
als Vermieter aufgrund einer versicherten Gefahr entstehen, 
sind bis zu einer Höchstentschädigung von 500.000 EUR 
mitversichert. Den Nachweis, dass diese Kosten entstanden 
sind, trägt der Versicherungsnehmer. Fiktive Mietverlustkos-
ten  des Versicherungsnehmers aufgrund mutmaßlicher 
Vermietung gelten als nicht versichert.  

15. Kosten durch Medienverlust aufgrund Austritt von  
      Medien gemäß §4 und §5 aus versicherten Rohren und    
      Leitungen. Die Entschädigung ist auf 10.000 EUR je   
      Schadenfall mitversichert. 
16. Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädigungen   
      durch unbefugte Dritte durch einen Einbruch oder Ein- 
      bruchsversuch Die Entschädigung ist auf 50.000 EUR je  
      Schadenfall begrenzt 
 
17. Beseitigungskosten von Mut- und böswillige Beschädi-

gungen durch unbefugte Dritte am versicherten Gebäude 
der an versicherten Gebäudebestandteilen. Graffiti-
schäden sind damit ebenfalls gemeint. Die Entschädi- 

       gung ist auf 10.000 EUR je Schadenfall begrenzt 

 

 

 

§ 12 Versicherungsort 

1. Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versi-
cherungsortes. 

Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versiche-
rungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichen Zusam-
menhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört 
werden oder abhanden kommen sind jedoch versichert. 
Unberührt bleibt jedoch § 9 Nr. 2. 

2. Versicherungsort sind 

die im Versicherungsvertrag bezeichneten Versiche-
rungsgrundstücke einschließlich 

a) der sich in unmittelbarer Nähe dieser Grundstücke 
befindlichen Schaukästen, Vitrinen, Abstellplätze 
und Anschlussgleise; 

b) der Parkplätze, die dem Versicherungsnehmer zur 
Verfügung stehen und entsprechend gekennzeichnet 
sind. 

Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind in 
deren Wohnräumen nicht versichert. 

3. Soweit dies vereinbart ist, gelten als Versicherungsort 
auch nicht im Versicherungsvertrag bezeichnete Be-
triebsgrundstücke innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland. 

 
 
 

§ 13 Versicherungswert 

1. Soweit Sachen zum Neuwert versichert sind, gilt: 

Versicherungswert ist 

a) der Neuwert; 

Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert, einschließ-
lich Architektengebühren, sonstige Konstruktions-, 
Planungs- und Baunebenkosten oder der Betrag, der 
aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte 
zu beschaffen oder herzustellen; 

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 % des Neuwer-
tes  beträgt; 

der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache 
durch einen Abzug entsprechend ihrem insbesonde-
re durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand; 

c) der gemeine Wert, falls eine Sache im Betrieb des 
Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist; 

der gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für 
die Sache oder für das Altmaterial. 

2. Soweit Sachen zum Zeitwert versichert sind, gilt: 

Versicherungswert ist der Zeitwert gemäß Nr. 1 b oder 
unter den dort genannten Voraussetzungen der gemeine 
Wert gemäß Nr. 1 c. 

 

§ 14 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

1. Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt 
§ 30 Nr. 1 a) kann insbesondere dann vorliegen, wenn  

a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer 
vor Vertragsschluss gefragt hat;  

b) von der dokumentierten Betriebsbeschreibung ab-
gewichen wird, Neu- oder Erweiterungsbauten 
durchgeführt werden oder ein Gebäude oder der 
überwiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird.  

 

§ 15 Sicherheitsvorschriften 

1. Der Versicherungsnehmer hat 

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versiche-
rungsvertrag vereinbarten Sicherheitsvorschriften zu  
beachten; 

Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das 
Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenossenschaft 
schriftlich zugestimmt hat, beeinträchtigen die Ent-
schädigungspflicht nicht; 

b) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführen-
de  Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen an 
den versicherten Gebäuden angebrachte Sachen stets 
im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Mängel 
oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen; 

c) eine übliche Datensicherung zu betreiben und Vor-
schriften/Hinweise des Herstellers zur Wartung und 
Pflege der Datensicherungsanlage und der Datenträ-
ger zu beachten; 

d) in der Elementarversicherung 
aa) Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrund-

stück freizuhalten und bei überflutungsgefährdeten 
Räumen Rückstauklappen anzubringen; 

bb) in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte versi-
cherte Sachen mindestens 12 cm oder mindestens 
eine vereinbarte andere Höhe über dem Fußboden 
zu lagern; 

e) in der Leitungswasserversicherung 
aa) nicht benutzte Räume genügend häufig zu kontrol-

lieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und 
Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und ent-
leert zu halten; 

bb) während der kalten Jahreszeit alle Räume genü-
gend zu beheizen und dies genügend häufig zu 
kontrollieren oder dort alle wasserführenden Anla-
gen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten; 

 
2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenhei-

ten gemäß Nr. 1 a bis Nr. 1 e, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 29 Nr. 3 zur Kündigung berechtigt 
oder auch leistungsfrei. 

 
 

§ 16 Mitversicherung; Führung 

 

1. Bei Versicherungen, die von mehreren Versicherern 
gezeichnet worden sind, haften diese stets nur für ihren 
Anteil und nicht als Gesamtschuldner. 
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2. Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen 
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für 
alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen. 

3. Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten 
Versicherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart: 

a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus 
diesem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den füh-
renden Versicherer und nur wegen dessen Anteil ge-
richtlich geltend machen. 

b) Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den 
führenden Versicherer rechtskräftig gewordene Ent-
scheidung sowie die von diesem mit dem Versiche-
rungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen 
Vergleiche als auch für sich verbindlich an. 

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers die Beru-
fungs- oder Revisionssumme nicht erreicht, ist der 
Versicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen 
des führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers 
verpflichtet, die Klage auf einen zweiten, erforderli-
chenfalls auf weitere Versicherer auszudehnen, bis 
diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen 
nicht entsprochen,  so gilt Nr. 3 b nicht. 

 

§ 17 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung 

1. Ersetzt werden unter Anrechnung eventueller Restwerte 

a) im Totalschadenfall 

der Versicherungswert (§ 13) der versicherten Sache 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; 

b) im Teilschadenfall 

die notwendigen Kosten zur Zeit des Eintritts des 
Versicherungsfalles, die zur Wiederherstellung erfor-
derlich sind, zuzüglich einer durch den Versiche-
rungsfall etwa entstandenen und bei der Wiederher-
stellung nicht auszugleichenden Wertminderung, 
höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar 
vor Eintritt des Versicherungsfalles; 

ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstel-
lungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials 
nicht höher sind als der Versicherungswert der versi-
cherten Sache unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles; 

die Wiederherstellungskosten werden gekürzt, so-
weit durch die Wiederherstellung der Versiche-
rungswert der Sache gegenüber dem Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles erhöht wird. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bleiben 
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen o-
der behördliche Auflagen bei der Ermittlung des 
Schadenbetrages unberücksichtigt, der für die Höhe 
der Entschädigungsberechnung maßgebend ist. 

2. Für Kosten gemäß § 11 Nr. 3 bis Nr. 6 oder für Betriebs-
unterbrechungsschäden wird Entschädigung nur geleis-
tet, soweit dies besonders vereinbart ist. 

3. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß 
Nr. 1 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem gan-
zen Betrag verhält wie die Versicherungssumme zu dem 
Versicherungswert. 

Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position 
versicherten Sachen auf bestimmte Beträge begrenzt (§ 
17 Nr. 1 b), so werden bei Ermittlung des Versiche-
rungswertes der davon betroffenen Sachen höchstens 
diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so 
ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, 
so wird der Gesamtbetrag des Schadens entsprechend 
gekürzt, danach ist § 17 Nr. 1 b anzuwenden. 

4. Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) 
gelten § 75 VVG und die Bestimmungen über Unterver-
sicherung (Nr. 3) nicht. Versicherung auf Erstes Risiko 
besteht, soweit dies zu Versicherungssummen beson-
ders vereinbart ist. 

5. Ist der Neuwert (§ 13 Nr. 1 a) der Versicherungswert, so 
erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Ent-
schädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt, einen 
Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei 
Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sicherge-
stellt hat (die Erteilung bindender Aufträge genügt), dass 
er die Entschädigung verwenden wird, um 

a) Gebäude für den gleichen Betriebszweck innerhalb 
der  Bundesrepublik Deutschland wiederherzustel-
len; 

b) Grundstücksbestandteile, die zerstört worden oder 
abhanden gekommen sind, in gleicher Art und Güte 
wiederzubeschaffen; für vernichtete Teile der ma-
schinellen Einrichtung genügt die Wiederbeschaf-
fung demselben Betriebszweck dienender Maschi-
nen oder Motoren, wobei Ersatzteile aus einem etwa 
vorhandenen Reservelager verwendet werden kön-
nen; 

c) Grundstücksbestandteile, die beschädigt worden 
sind, wiederherzustellen. 

 

 

§ 18 Entschädigungsgrenzen; Selbstbehalte 

1. Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungs-
fall höchstens 

a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungs-
summe; 

b) bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in diesen 
Bedingungen vorgesehen oder zusätzlich vereinbart 
sind. 

Maßgebend ist der niedrigere Betrag. 

Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Ab-
wehr oder Minderung des Schadens macht, werden nicht 
ersetzt, soweit sie zusammen mit der übrigen Entschä-
digung die Höchstentschädigung übersteigen, es sei 
denn, dass sie auf einer Weisung des Versicherers be-
ruhen. 

2. Unter einem Versicherungsfall im Sinne der §§ 2 bis 7 
sind alle Schäden zu verstehen, die aus ein und dersel-
ben versicherten Gefahr innerhalb von 72 Stunden be-
ginnen. 

3. Soweit eine Jahreshöchstentschädigung vereinbart ist, 
fallen alle Versicherungsfälle, die im laufenden Versiche-
rungsjahr beginnen, insgesamt unter die Jahreshöchs-
tentschädigung. 

4. Ist ein Selbstbehalt vereinbart, so wird der bedingungs-
gemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag 
einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 11 Nr. 1 je 
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt ge-
kürzt. 

Treffen mehrere Selbstbehalte zusammen, so ist nur der 
höchste Selbstbehalt anzuwenden. 

 

§ 19 Wiederherbeigeschaffte Sachen  

1. Anzeigepflicht  

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kennt-
niserlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform 
anzuzeigen.  

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung  

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhan-
den gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle 
Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so 
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behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er 
die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer 
zur Verfügung stellt.  

Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung 
zurückzugeben.  

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung  

a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nach-
dem für diese Sache eine Entschädigung in voller 
Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt worden ist, 
so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung 
zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur 
Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat 
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach 
Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versi-
cherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser 
Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.  

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nach-
dem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt 
worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der 
Versicherungswert ist, so kann der Versicherungs-
nehmer die Sache behalten und muss sodann die 
Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu 
innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht be-
reit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im 
Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich meist-
bietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüg-
lich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den 
Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedingungs-
gemäßen Entschädigung entspricht.  

4. Beschädigte Sachen  

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so 
kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.  

5. Gleichstellung  

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen.  

6. Übertragung der Rechte  

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurück-
erlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sa-
chen zustehen.  

7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapiere  

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraft-
los erklärt worden, so hat der Versicherungsnehmer die 
gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpa-
pier zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versiche-
rungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm 
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpa-
pieren ein Zinsverlust entstanden ist. 

 

§ 20 Veräußerung der versicherten Sachen 

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang  

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsneh-
mer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigen-
tumsübergangs (bei Immobilien das Datum des 
Grundbucheintrages) an dessen Stelle der Erwerber 
in die während der Dauer seines Eigentums aus dem 
Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.  

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die 
Prämie, die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwer-
bers laufende Versicherungsperiode entfällt, als Ge-
samtschuldner.  

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis 
erlangt.  

2. Kündigungsrechte  

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungs-
recht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräuße-
rung ausgeübt wird.  

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der 
laufenden Versicherungsperiode in Schriftform zu 
kündigen.  

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versiche-
rung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.  

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der 
Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie.  

3. Anzeigepflichten  

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräuße-
rer oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzei-
gen.  

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen 
und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte.  

c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeit-
punkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen oder wenn zur Zeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen war und er nicht ge-
kündigt hat.  

.  

§ 21 Sachverständigenverfahren  

1. Feststellung der Schadenhöhe  

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens 
in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.  

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versi-
cherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam ver-
einbaren.  

2. Weitere Feststellungen  

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinba-
rung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden.  

3. Verfahren vor Feststellung  

Für das Sachverständigenverfahren gilt:  

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 
zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-
gen benannt hat, kann die andere unter Angabe des 
von ihr genannten Sachverständigen in Textform auf-
fordern, den zweiten Sachverständigen zu benen-
nen.  

Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung be-
nannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das 
für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernen-
nen lassen. In der Aufforderung durch den Versiche-
rer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge hin-
zuweisen.  
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b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Ge-
schäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei 
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist 
oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.  

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständi-
ge Amtsgericht ernannt.  

4. Feststellung  

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen ent-
halten:  

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstör-
ten und beschädigten versicherten Sachen sowie de-
ren nach dem Versicherungsvertrag in Frage kom-
menden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles;  

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungs-
kosten;  

c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;  

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 
Kosten.  

5. Verfahren nach Feststellung  

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der 
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen ge-
zogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung 
beiden Parteien gleichzeitig.  

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirk-
lichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung.  

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen kön-
nen oder wollen oder sie verzögern.  

6. Kosten  

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Par-
tei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.  

7. Obliegenheiten  

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Ob-
liegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.  

 

§ 22 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 

seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen  

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen.  

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt.  

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

a) Vertragsänderung  

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände 
den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer un-
verschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen 
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperio-
de Vertragsbestandteil.  

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertrags-
änderung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.  

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit  

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.  

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers 
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen hätte.  

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.  

c) Kündigung  

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder an-
deren Bedingungen abgeschlossen.  

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind je-
weils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrich-
tige Anzeige kannte.  

e) Anfechtung  

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.  

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers  

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei 
die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; 
zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände 
innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung 
angeben.  

Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und 
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der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils 
geltend gemachte Recht begründen.  

4. Rechtsfolgenhinweis  

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der 
Anzeigepflicht hingewiesen hat.  

5. Vertreter des Versicherungsnehmers  

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Ver-
sicherungsnehmers zu berücksichtigen.  

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt.  

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen 
mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies 
gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser 
Frist eingetreten sind.  

Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vor-
sätzlich oder arglistig verletzt hat. 

 

§ 23 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; 

Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der 

Erst- oder Einmalprämie 

1. Beginn des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Re-
gelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt.  

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie  

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.  

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.  

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist.  

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-
len.  

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie.  

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug  

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann 
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist.  

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  

4. Leistungsfreiheit des Versicherers  

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmali-
ge Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fäl-
ligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen 
vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungsfall 

nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prä-
mie aufmerksam gemacht hat.  

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 

 

§ 24 Dauer und Ende des Vertrages  

1. Dauer  

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.  

2. Stillschweigende Verlängerung  

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.  

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen  

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.  

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen.  

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr  

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt.  

5. Wegfall des versicherten Interesses  

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kennt-
nis erlangt.  

 

§ 25 Folgeprämie  

1. Fälligkeit  

a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.  

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des 
im Versicherungsschein oder in der Prämienrech-
nung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.  

2. Schadenersatz bei Verzug  

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens 
zu verlangen.  

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung  

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 
nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung).  

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und au-
ßerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerechten 
Zahlung hinweist.  

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
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Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.  

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mah-
nung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.  

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.  

Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.  

4. Zahlung der Prämie nach Kündigung  

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündi-
gung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die 
Zahlung leistet.  

Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers 
(Nr. 3 b) bleibt unberührt.  

 

§ 26 Lastschriftverfahren  

1. Pflichten des Versicherungsnehmers  

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen.  

2. Änderung des Zahlungsweges  

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Text-
form zu kündigen.  

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die 
ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu 
übermitteln.  

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.  

 
 

§ 27 Ratenzahlung  

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestun-
det.  

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit 
einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn 
eine Entschädigung fällig wird.  

 

§ 28 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

1. Allgemeiner Grundsatz  

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht 
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur 
derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden 
hat.  

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie 
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die 
Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt hat.  

2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse  

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-
recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 
zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versiche-
rungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.  

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.  

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der Versicherungs-
nehmer Gefahrumstände, nach denen der Versiche-
rer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, 
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung zu.  

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil die erste oder die 
einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden 
ist, so steht dem Versicherer eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu.  

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung be-
endet, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.  

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für 
ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen.  

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt.  

 

§ 29 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers  

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 7a)
 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, sind:  

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften;  

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten.  

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.  

Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat.  
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2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles  

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles  

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen;  

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem 
er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – 
gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen;  

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung – gegebenenfalls auch 
mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten;  

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, 
zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedli-
che Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.  

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;  

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen;  

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer freigegeben wor-
den sind. Sind Veränderungen unumgänglich, 
sind das Schadenbild nachvollziehbar zu doku-
mentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädig-
ten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren;  

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich je-
de Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungs-
falles oder des Umfanges der Leistungspflicht 
des Versicherers erforderlich ist, sowie jede Un-
tersuchung über Ursache und Höhe des Scha-
dens und über den Umfang der Entschädi-
gungspflicht zu gestatten;  

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann;  

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wert-
papiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden 
unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten 
und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhanden gekommene Sparbücher und 
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sper-
ren zu lassen.  

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen, 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist.  

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung  

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei.  

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht.  

Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen.  

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung ver-
pflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 

für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich 
ist.  

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur 
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat.  

 

§ 30 Gefahrerhöhung  

1. Begriff der Gefahrerhöhung  

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles 
oder eine Vergrößerung des Schadens oder die un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wird 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht 
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Ver-
tragsschluss gefragt hat.  

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll.  

2. Pflichten des Versicherungsnehmers  

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.  

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, 
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder ge-
stattet hat, so muss er diese dem Versicherer unver-
züglich anzeigen.  

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versiche-
rer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat.  

3. Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versiche-
rer  

a) Kündigungsrecht  

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen.  

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.  

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.  

b) Vertragsänderung  

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen.  

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, 
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so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzu-
weisen.  

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn 
der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrer-
höhung bestanden hat.  

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung  

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungs-
fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob 
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen.  

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist 
der Versicherer für einen Versicherungsfall, der spä-
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. 
Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob 
fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entspre-
chend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem 
Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegan-
gen sein müssen, bekannt war.  

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen,  

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für 
den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 
Umfang der Leistungspflicht war oder  

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt 
war oder  

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prä-
mie verlangt.  

 

§ 31 Überversicherung  

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versi-
cherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versiche-
rer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur 
Beseitigung der Überversicherung die Versicherungssumme 
mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des 
Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben 
würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen 
Inhalt geschlossen worden wäre.  

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.  

 

 

§ 32 Mehrere Versicherer  

1. Anzeigepflicht  

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben.  

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Ver-
sicherer unter den in B § 29 beschriebenen Vorausset-
zungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder 
teilweise leistungsfrei.  

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der ande-
ren Versicherung erlangt hat.  

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung  

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Ver-
sicherungssummen zusammen den Versicherungs-
wert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versi-
cherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehr-
fachversicherung vor.  

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag auf-
zukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm 
entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn die Verträge bei demselben Versi-
cherer bestehen.  

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen Ver-
trägen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen, aus denen 
die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Vertrag 
in Deckung gegeben worden wäre.  

Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen er-
mäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus al-
len Verträgen insgesamt keine höhere Entschädi-
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-
ckung gegeben worden wäre.  

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig.  

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.  

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung  

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversiche-
rung geschlossen, kann er verlangen, dass der spä-
ter geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Ver-
sicherungssumme unter verhältnismäßiger Minde-
rung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt 
wird, der durch die frühere Versicherung nicht ge-
deckt ist.  

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung der Prä-
mie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung dem Versicherer zugeht.  
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b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versiche-
rungsverträge der Versicherungswert gesunken ist.  

Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsver-
träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versi-
cherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabset-
zung der Versicherungssummen und der Prämien 
verlangen.  

 

§ 33 Versicherung für fremde Rechnung  

1. Rechte aus dem Vertrag  

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt.  

2. Zahlung der Entschädigung  

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur 
mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.  

3. Kenntnis und Verhalten  

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 
sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch 
die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen.  

Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich 
der Versicherungsnehmer für sein Interesse das 
Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zu-
rechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant 
des Versicherungsnehmers ist.  

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht 
an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlos-
sen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benach-
richtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich 
oder nicht zumutbar war.  

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dage-
gen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und den 
Versicherer nicht darüber informiert hat.  

 

§ 34 Aufwendungsersatz  

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens  

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung 
und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte oder die er auf Weisung des Versicherers 
macht.  

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu min-
dern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwen-
dungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei ei-
ner nachträglichen objektiven Betrachtung der Um-
stände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers er-
folgten.  

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) 
und b) entsprechend kürzen.  

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige 
Entschädigung betragen zusammen höchstens die 
Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies 
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind.  

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen ge-
mäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Ver-
sicherungsnehmers vorzuschießen.  

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öf-
fentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet 
sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interes-
se erbracht werden.  

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens  

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe 
die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines 
von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren.  

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich ver-
pflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.  

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach a) ent-
sprechend kürzen.  

 

§ 35 Übergang von Ersatzansprüchen  

1. Übergang von Ersatzansprüchen  

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt.  

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden.  

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsneh-
mers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des 
Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, 
diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.  

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen  

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.  

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit 
nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von 
dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässi-
gen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer.  

 

§ 36 Kündigung nach dem Versicherungsfall  

1. Kündigungsrecht  

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie 
muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Mo-
nat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung 
zugegangen sein.  

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer  

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
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Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird.  

3. Kündigung durch Versicherer  

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.  

 

§ 37 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen  

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles  

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungs-
fall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei.  

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewie-
sen.  

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen.  

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfal-
les  

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht.  

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, 
so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewie-
sen.  

 

§ 38 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenände-

rungen  

1. Form  

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so-
weit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen 
und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfol-
gen, in Textform abzugeben.  

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Re-
gelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzei-
gen bleiben unberührt.  

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung  

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer 
nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegan-
gen.  

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung  

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter 
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, 
finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-

sung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend An-

wendung.  

 

§ 39 Repräsentanten  

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.  

 

§ 40 Verjährung  

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren.  

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste.  

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in 
Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim 
Anspruchsteller nicht mit.  

 

§ 41 Zuständiges Gericht  

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen 
der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche 
Versicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer 
seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die 
Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Ge-
richt geltend machen.  

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer 
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in des-
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage-
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche 
Versicherung handelt, kann der Versicherer seine An-
sprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlas-
sung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend 
machen.  

 

 

§ 42 Anzuwendendes Recht  

1. Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abwei-
chendes vereinbart ist, gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten. 

2. Der Vertrag unterliegt in allen seinen Teilen, auch hin-
sichtlich aller Fragen, die das Zustandekommen, seine 
Wirksamkeit oder Auslegung betreffen, ausschließlich 
deutschem Recht. Dies gilt auch für Risiken im Ausland. 

3. Ausschließlich zuständig sind deutsche Gerichte. Ge-
richtsstand ist auch der Sitz des Versicherungsnehmers, 
soweit sich dieser innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland befindet. 
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§ 43 Maklerklausel 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevoll-
mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche-
rungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Makler-
vertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer 
weiterzuleiten. 

 

§ 44 Versichererwechsel 

dAS ist berechtigt, das auf der Grundlage dieses Vertrages 
versicherte Risiko jederzeit durch Kündigung und Neuab-
schluss des Versicherungsvertrages im Namen des Versi-
cherungsnehmers bei einem anderen Versicherer in De-
ckung zu nehmen und/oder weitere Versicherer zu beteili-
gen. Macht dAS von diesem Recht Gebrauch, so werden die 
Versicherungsnehmer unverzüglich darüber informiert, bei 
wem sie von nun an ihre vertraglichen Rechte geltend ma-
chen können. 

 

§ 45 Prämien- und Bedingungsveränderungen 

dAS ist berechtigt die Prämie und/oder die Versicher-
ungsbedingungen für bestehende Versicherungsverträge, 
auch soweit sie für erweiterten Versicherungsschutz verein-
bart ist, mit Wirkung von Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode an anzupassen. Eine Anpassung der Prämie 
erfolgt nach folgenden Kriterien: Der Beitrag je Quadratmeter 
Wohnfläche sowie die von der Wohnfläche unabhängigen 
Beitragszuschläge für erweiterten Versicherungsschutz 
werden unter Berücksichtigung von Schadenaufwand, Kos-
ten (insbesondere Provisionen, Sach- und Personalkosten 
und Rückversicherungsprämien), Feuerschutzsteuer und 
Gewinnsatz kalkuliert. dAS ist berechtigt und verpflichtet, 
den Beitrag je Quadratmeter Wohnfläche sowie die von der 
Wohnfläche und abhängigen Beitragszuschläge für erweiter-
ten Versicherungsschutz für bestehende Verträge neu zu 
kalkulieren und anzupassen. Eine solche Beitragsanpassung 
führt dAS nur dann durch, wenn aus versicherungstechni-
schen Gründen eine Neukalkulation notwendig erscheint. 
Notwendig ist eine solche Neukalkulation z. B. bei einer 
Veränderung des erwarteten Bruttoschadenbedarfes in der 
Versicherung für gleichartige Risiken beispielsweise auf-
grund Änderung des Preisindexes für "Verbrauchs- und 
Gebrauchsgüter" oder bei Änderung des für das Vorjahr 
veröffentlichten Baupreis-und Tariflohnindexes. Eine eventu-
elle Erhöhung des Gewinnsatzes bleibt außer Betracht. Die 
sich aufgrund der Neukalkulation ergebenden Beitragsände-
rungen gelten mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versi-
cherungsjahres für bestehende Verträge. Die Beiträge nach 
dem neu kalkulierten Tarif für bestehende Verträge dürfen 
nicht höher sein als die Beiträge für neu abzuschließende 
Verträge, sofern diese Tarife die gleichen Tarifmerkmale und 
den gleichen Deckungsumfang aufweisen. Beitragserhöhun-
gen, die sich aus der Neukalkulation ergeben, werden dem 
Versicherungsnehmer mit der Beitragsrechnung bekannt 
gegeben. Beitragssenkungen gelten automatisch ab Beginn 
des nächsten Versicherungsjahres. Der Versicherungsneh-
mer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats 
zur nächsten Hauptfälligkeit nach Zugang der Mitteilung von 
dAS über die jeweilige Anpassung zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung kündigen. Die Kündigung ist schriftlich 
zu erklären. 

 


